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12 000 Menschen ohne ein Dach über den Kopf, auf eine Autobahn gepfercht.
Essenslieferungen, Getränke, medizinische Versorgung – all das gibt es nur
spärlich und wird auch aktiv von der Polizei blockiert. Proteste und Versuche
nach Mytilini,  die  nächste  Stadt  zu  kommen,  werden jedoch seitens  der
Polizei mit Tränengas beantwortet, während nebenbei rechte Bürgerwehren
die Menschen angreifen. Was sich nach einem Katastrophenfim anhört ist
nur ein paar tausend Kilometer weit weg schmerzhafte Realität seit dem am
Mittwoch,  dem 9.  September  ein  Feuer  auf  Lesbos  ausbrach und Moria
vollkommen zerstörte.

Seit Jahren werden auf den griechischen Inseln Geflüchtete festgehalten und
in  menschenunwürdigen  Zuständen  zusammengepfercht.  Moria  selbstist
eherein Gefangenenlager, das in dieser Form auf den EU-Türkei-Deal von
2016  zurückgeht.  Es  wurde  ursprünglich  für  2.800  Menschen  gebaut,
während im regulären Camp mehr als 12 000 Menschen lebten. Dabei ist
herauszuheben, dass das Lager nur eines von vielen ist.  Es ist also kein
einzelner Schandfleck, sondern Teil einer Gesamtkonzeption.

Der  Brand  raubte  den  Menschen,  die  eh  nicht  viel  hatten,  ihr  letztes
bisschen. Man könnte meinen, dass dieses Problem schnell zu lösen wäre.
Schließlich wurden ja  die  gestrandeten Urlauber_Innen beim Anfang der
Corona-Krise mehr oder weniger schnell wieder ins Land geholt. Schließlich
wurde ja beim Brand der Kuppel des Norte Dame innerhalb weniger Stunden
Millionen Euro gesammelt. Doch auch wenn es schnell möglich wäre, diesen
Menschen eine Perspektive zu geben, sieht die Realität aktuell anders aus.
Aktuell wird gegen den Willen der Geflüchteten ein neues Lager errichtet.
Deswegen müssen wir uns fragen: Wie konnte es so weit kommen?

Wer
trägt die Verantwortung? 
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Schuld sind nicht nur einzelne Poliker wie Horst Seehofer oder Sebastian
Kurz. Die aktuelle Lage ist auch Ausdruck eines internationalen Rechtsrucks,
den wir seit 2016 auch in Deutschland zu spüren bekommen. Im Zuge der
Krise 2007/08 hat sich die Konkurrenz unter den Kaptialist_Innen verschärft.
Viele Unternehmen sind pleite gegangen, gerettet wurden zuerst die Global
Players der imperialistischen Staaten.  Das führte dazu, dass ein Teil  der
Kapitalist_Innen (besonders kleinere, nationale Unternehmen und der sog.
Mittelstand) vom Abstieg bedroht ist.  Getrieben davon fingen sie an laut
herumzubrül len:  Protekt ionismus,  Nationalchauvinismus,
Standortborniertheit,  das sind ihre Argumente um die eigene Stellung zu
versuchen zu schützen.Sie wollen vor internationale Konkurrenz geschützt
werden – zugleich aber auch am Weltmarkt punkten, wenn sie dazu fähig
sind.

Da es an klarer linker Perspektive fehlte, die die Probleme, die durch die
Krise  entstanden  sind  abwehrte  und  da  die  Gewerkschaften,  die
Sozialdemokratie und auch große Teile der Europäischen Linksparteien auf
Klassenkollaboration, statt auf Klassenkampf setzen, schafften sie es mittels
rassistischer  Rhetorik  nicht  nur  das  KleinbürgerInnentum  und
Mittelschichten, sondern auch Teile der Arbeiter_Innenklasse anzusprechen
und Druck auf die etablierten Parteien auszuüben. Auch wenn sich das erst
mal  sehr abstrakt  liest,  ist  dies  wichtig zu verstehen.  Der internationale
Rechtsruck beeinflusst das Kräfteverhältnis insgesamt. So sind Seehofer und
Kurz wahrscheinlich sehr unangenehme Menschen, aber die Politik, die sie
betreiben ist Ausdruck einer konkreten politischen Entwicklung und eines
Kräfteverhältnis. Deswegen löst der Rücktritt Einzelner somit das Problem
nicht auf.

Shame on you, EU?!

Der Rechtsruck machte auch vor den einzelnen Mitgliedsstaaten nicht halt.
Insbesondere  die  Migrationspolitik  verursachte  Risse  in  der  angeblichen
Solidargemeinschaft.  Vielmehr  blockierten  sich  die  einzelnen  Nationen
gegenseitig und das einzige, auf dass sich geeinigt werden konnte war, sich
nicht  zu  einigen  und  Hilfe  zu  unterlassen.  So  fiel  nach  und  nach  die
Seenotrettung  weg,  diverse  Abkommen  wie  der  EU-Türkei-Deal  wurden



geschlossen,  damit  weniger  Menschen überhaupt  in  die  Festung Europa
kommen.

Doch  bei  all  dem  muss  man  sich  fragen,  welche  Rolle  der  deutsche
Imperialismus dabei  spielt.  Anfangs  schien es  so,  dass  Deutschland eine
fortschrittliche  Rolle  innerhalb  Europäischen  Union  einnahm.  Als  Angela
Merkel 2015eine Abriegelung der Grenzen ablehnte trat, war dies kein Akt
jedoch Nächstenliebe.Sie gab weigerte sich zum einen Hunderttausende, die
die  Grenzen  der  EU  zeitweillig  durchbrochen  hatten,  mit  extremen
polizeilichen und militärischen Mitteln zu stoppen. Sie gab andererseits auch
der Welle der Solidarität nach, die viele in Europa mit den Geflüchteten zum
Ausdruck brachten. Hunderttausende empfinden damals Geflüchtete an den
Bahnhöfen, vielen wollten sie in ihren Wohnungen auf nehmen, was jedoch
staatlicherseits verhindert wurde.

Zudem  lage  dem  Kurs  von  Merkels  auch  ein  wirtschaftliches  Kalkül
zugrunde.  Der  deutsche  Imperialismus  bezieht  seine  Stärke  nämlich  aus
Exporten, der Zoll- und kontrollfreie Raum der Europäischen Union ist ein
wichtiger Stützpfeiler ohne die nicht die gleiche Wirtschaftsleistung erbracht
werden kann. Die „Wir schaffen das Mentalität“ war ebenso nur möglich, da 
Deutschland,  anders  als  viele  Länder,  besser  aus  der  Finanzkrise
herausgekommen  und  hatte  somit  einen  größeren  Spielraum  den
sogenannten  „Sozialstaat“  auch  für  andere  teilweise  zu  öffnen.  Gerade
letztere Position sorgte in der EU für viel Streit und Uneinigkeit, hielt sich
aber nicht lange. Denn der bereits beschriebene Rechtsruck fand auch in
Deutschland statt. So wurde aus „Wir schaffen das.“ ein „Genug getan, wir
schaffen es Niemanden hier rein zu lassen.“ Das, was in Moria passiert ist, ist
somit eine bewusste Entscheidung der deutschen Regierung und bewusst in
der Verantwortung der CDU/CSU, sowie der SPD. Man kann auch sagen:
Während die AfD hetzte, machte die Große Koalition die Gesetze. Und alle
trugen sie mit.

Und nun?

Nun will Niemand mehr unnötige Kosten ausgeben. Denn als nichts anderes
werden  die  Menschen  auf  den  griechischen  Inseln  gesehen.  Kosten,  die



vermieden werden müssen und so kann man sich auf das einigen, was 2017
noch für eine große Diskussion innerhalb der CDU sorgte: das erste offizielle
Auffanglager der EU. Ein anderes Wort dafür ist Gefängnis. So schrieb‘ die
SZ  in  ihrem  Artikel  „Blaupause  für  die  europäische  Migrationspolitik“:
„Seehofer  hat  bereits  früher  eingeräumt,  dass  der  Aufenthalt  in  diesen
Lagern  nicht  zwingend  ein  freiwilliger  sein  wird.  Weiterwanderung
Geflüchteter  durch  Europa,  wie  sie  derzeit  üblich  ist,  soll  unbedingt
vermieden werden.“ Kurz um: Moria soll das erste gemeinsame Auffanglager
werden, wo Menschen gegen ihren Willen festgehalten, wenn sie nicht in ihre
Herkunftsländer wieder abgeschoben werden können.Nebenbei werden die
Maßnahmen  an  den  Außengrenzen  verschär f t ,  ebenso  d ie
Asylgesetzgebungen der Mitgliedstaaten. Die Festung Europa rüstet also auf.

Eigentlich geht es aber auch darum, die aktuelle Krise dafür zu nutzen, dass
in  Zukunft  Lager  und  eine  „kontrollierte“  Einreise  und  Aufnahme  von
Geflüchteten möglichst schon außerhalb der EU, in der Türkei oder in den
Ländern Nord- und Zentralafrikas stattfinden soll. Damit gibt die EU jede
Verantwortung für die Unterbringung der Geflüchteten ab, hebelt faktisch
das Recht aus Aysl weiter aus und erklärt alle Geflüchteten, die sich nicht
außerhalb der EU bei „Migrationszentren“ melden, für illegal.

Was macht die Linke?

Die Antwort  ist  einfach:  hilflos  zuschauen.  Spontan gingen am Mittwoch
Abend im Bundesgebiet mehrere 10 000 Leute auf die Straße. Seit Monaten
gibt es mehrere Gemeinden und Kommunen, die sich für die Aufnahme von
Geflüchteten  aussprechen.  All  das  sind  kleine  Signale,  dass  es  noch
Menschen gibt, die sich gegen den Rechtsruck stellen. Doch diese spontanen
Ausbrüche helfen in der Situation nur bedingt weiter. Zwar ist es gut, dass es
sie  gibt,  aber  wenn  man  erfolgreich  alle  12  000  Menschen  evakuieren
möchte, braucht es klare Forderungen und einen Plan, wie man aus der
Defensive  in  der  wir  uns  befinden,  herauskommt.  Vor  allem wenn  man
längerfristig die Festung Europa einreißen will.

Fehlerhafte
Politik



Was also tun? Auch wenn es Manchen falsch vorkommt, Jene zu kritisieren,
die abstrakt für das gleiche Ziel kämpfen, so müssen wir an dieser Stelle
offen  Kritik  üben  und  gemeinsam  diskutieren.  Denn  dass  Menschen
verbrannt sind, während andere nun hungern, ist nicht nur die Schuld von
Horst  Seehofer,  sondern  auch  Ergebnis  der  Politik  Gewerkschaften  und
reformistischen  Parteien.  Diese  beteiligten  sich  zwar  formal  an
unterschiedlichen  Bündnissen,  verweigerten  sich  aber  konsequenter
antirassistischer Politik. Statt mit der Großen Koalition zu brechen, setzte die
SPD  die  rassistischen  Asylgesetzverschärfungen  mit  um.  Statt  dies  zu
kritisieren,  die  Geflüchteten  in  die  eigenen  Reihen  aufzunehmen  und
gemeinsam  für  Verbesserungen  der  gesamten  Arbeiter_Innenklasse  zu
kämpfen, setzten die Gewerkschaften auf leere Phrasen und Standortpolitik.
Der Linkspartei hingegen fehlte eine Taktik, diese beiden herauszufordern
und offen zu kritisieren und verlor sich stattdessen in eigene Grabenkämpfe
und Einzelprojekte. Dies trug maßgeblich damit bei, dass sich die Positionen
der AfD in Teilen der Arbeiter_Innenklasse mehr Gehör fanden.

Wir müssen aber auch die Politik der Radikalen Linken kritisch betrachten.
Dabei  geht  es  an dieser  Stelle  weniger  um Schuldzuweisungen,  sondern
mehr darum eine Debatte anzustoßen und aus den Fehlern zu lernen. Nur so
können wir perspektivisch erfolgreich sein. Was wurde also gemacht?  Seit
2014 gab es punktuell immer mal wieder große Demonstrationen, es gab
bundesweite Bündnisse gegen Rassismus -und zwar mehr als genug. Doch
statt  sich  gemeinsam  zu  koordinieren  und  konkret  um  Forderungen  zu
kämpfen, blieb es dabei dass jedes Spektrum sein eigene Suppe kocht. Die
schmeckt schließlich am besten. Doch was ist aus den Zielen geworden?
Aufstehen gegen Rassismus, das wohl größte Bündnis setzte sich zum Ziel
„rote  Haltelinien“  neu  zu  ziehen  und  die  Positionen  der  AfD  aus  der
Gesellschaft zu vertreiben mittels kleiner Multiplikator_Innen, sogenannter
Stammtischkämpfer_Innen.  Nationalismus  ist  keine  Alternative  wollte
blockieren,  Welcome2Stay hatte vor Strukturen von Supporter_Innen und
Geflüchteten zu vernetzen.

Doch  was  ist  geblieben?  Nicht  viel.  Die  Asylgesetzverschärfungen  sind
durchgekommen  und  die  Debatte  hat  sich  verschoben:  Statt  dafür  zu



kämpfen, dass Geflüchtete hier arbeiten gehen können, geht’s jetzt darum
Abschiebungen  zu  verhindern  und  dafür  zu  kämpfen,  dass  Menschen  in
Seenot überhaupt aufgenommen werden können. Was sind also die größten
Fehler?

Zusammengefasst  hätten  sich  die  bundesweiten  Bündnisse  koordinieren
müssen. Im Zuge der großen Mobilisierungen hätte es Basisarbeit an Orten
gebraucht, an denen wir uns alle Bewegung müssen (Schule, Uni, Betrieb)
um auch jene zu erreichen, die noch nicht überzeugt sind. Darüber hinaus
hätte es Druck gebraucht: auf die Regierung durch Demos, aber auch Streiks
und auf einzelne Organisationen der Arbeiter_Innenklasse wie beispielsweise
die Gewerkschaften.

Was
braucht es jetzt?

Statt zu hoffen, dass sich was ändert, müssen wir handeln. Auch wenn sich
viele in dieser Situation machtlos fühlen, auch wenn es so scheint, dass man
nichts  mehr  ändern  kann,  selbst  wenn  man  auf  Demos  geht  und  mit
Freund_Innen  diskutiert.  Solche  Momente  in  denen  sich  die  Situation
krisenhaft zuspitzt, müssen wir nutzen. Unmittelbar gilt es für die sofortige
Versorgung vor Ort, sowie die Evakuierung aller Geflüchteten auf Lesbos zu
kämpfen und sich nicht mit Kleinstbeträgen abspeisen zu lassen.

Doch wie kann man das durchsetzten? Trotz Corona bedarf es so schnell wie
möglich zentraler Aktionstage. In diesem Rahmen darf es dabei nicht nur um
die Demonstration an sich gehen. Diese ist vielmehr Anhaltspunkt um vor
Ort  in Schule, Uni und Betrieb Aktionskomitees zu gründen, die vor Ort
dafür mobilisieren mit Infoveranstaltungen, Vollversammlungen. Dies muss
man nutzen, nicht nur die Demonstration zu bewerben, sondern Diskussionen
zu starten, wo man bspw. über die Auswirkungen von Rassismus oder auch
Corona  vor  Ort  diskutieren  kann.  Damit  das  stattfindet,  muss  man  auf
Gewerkschaften und Linkspartei auffordern, sich nicht nur an einem Bündnis
zu  beteiligen,  sondern  offen  und  nachvollziehbar  alle  ihre  Mitglieder  zu
mobilisieren.  Besonders  Bewegungen  wie  Fridays  for  Future  oder  aber
Deutsche Wohnen & Co enteignen! müssten an dieser Stelle klar Stellung



beziehen und aktiv Druck ausüben.

Was muss man fordern?

Die sofortige Versorgung, sowie Evakuierung können nur durchgesetzt, wenn
wir auch eine gesellschaftliche Perspektive aufzeigen, die über Humanität
und  Moral  hinausgehen.  Als  Revolutionär_Innen  treten  wir  für  offene
Grenzen und Staatsbürger_Innenrechte für alle sein. Bewegungsfreiheit darf
kein Privileg in imperialistischen Ländern sein, sondern muss ein Recht für
die gesamte, internationale Arbeiter_Innenklasse sein. Auch müssen Linke
über die Forderung des Bleiberecht hinausgehen.Diese mag auf den ersten
Blick fortschrittlich klingen, jedoch sorgt diese dafür, dass Geflüchtet hier
lediglich geduldet werden. Staatsbürger_Innenrechte bedeuten jedoch, dass
sie  die  gleichen  Recht  haben,  dass  sie  auch  aktiver  Tei l  der
Arbeiter_Innenklasse  sein  können  und  hier  wählen,  arbeiten,  sich  frei
bewegen  können.

Darüber hinaus müssen wir  in  unseren Forderungen bestehende Kämpfe
verbinden. Wir sind gegen die Unterbringung in Lagern. Stattdessen bedarf
es  d i e  En te ignung  von  l ee r s tehenden  Wohnraum,  sow ie
Spekulationsobjekten, die die Mieten in die Höhe treiben. Der zusätzliche
Bau von Sozialwohnung sorgt ebenso dafür, dass der überteuerte Wohnraum
für  alle  Vergangenheit  wird.  Auch  müssen  wir  dafür  kämpfen,  dass  die
Geflüchteten in die Gewerkschaften aufgenommen werden und gemeinsam
für einen höheren Mindestlohn auf die Straße gehen. Dies kann direkt mit
den kommenden Kämpfen gegen Entlassungen kombiniert werden, denn statt
arbeitslos  zu  sein,  sollten  die  individuelle  Arbeitszeit  bei  vollem
Lohnausglech reduziert werden. Die Verbindung solcher Fragen schafft es
den Rechten den Wind aus den Segeln zu nehmen und bestehende Vorurteile
zu  beseitigen,  da  so  das  Interesse  der  gesamten  Arbeiter_Innenklasse
aufgezeigt  wird.  Um mehr  Schlagkraft  zu  erzeugen,  sollte  es  nicht  nur
individualisierte  Proteste  mit  unterschiedlichen  Forderungen  in
verschiedenen  Ländern  geben,  sondern  ein  auf  europäischer  Ebene
organisierter  Protest.



Mali:  Massenproteste  und  der
Putsch vom 18. August
Der  Putsch  in  Bamako  vom  18.  August  hat  den  Blick  auf  eine
Massenbewegung gelenkt, der bis dahin wenig Aufmerksamkeit zukam. Er
hat  auch  Reaktionen  der  in  Mali  involvierten  ausländischen
Interventionsmächte hervorgerufen, die die Anliegen dieser Bewegung bis
dahin für nicht beachtenswert gehalten haben.

Dem Putsch vorausgegangen ist seit Anfang Juni eine Massenbewegung, die
zehntausende  Menschen  in  der  Hauptstadt  Bamako  auf  die  Straßen
mobilisiert  hat.  Sie  forderte  den  Rücktritt  von  „IBK“,  dem  seit  2013
regierenden Präsidenten Ibrahim Boubacar  Keïta,  und die  Auflösung des
Parlaments. Ein Auslöser der Proteste war eine umstrittene Entscheidung
des Verfassungsgerichts, das die Parlamentswahlen vom März 2020 in Teilen
für ungültig erklärt hatte und dadurch IBKs Partei ermöglicht hatte, ihre
Mehrheit  auszubauen.  Doch  die  Proteste  gründen  sich  auf  eine  weit
umfassendere  Krise.  Im  Zentrum  steht  dabei  eine  Welle  reaktionärer
ethnischer Gewaltverbrechen durch bewaffnete Gruppen und die Unfähigkeit
oder der Unwillen der Regierung, ihre Autorität im Land durchzusetzen. Eine
große Rolle spielt auch der neoliberale Niedergang des Landes durch eine
Reihe aufgezwungener Reformprogramme seit  den 1990er-Jahren, die die
Lebensgrundlage  eines  großen  Teils  der  ländlichen  Bevölkerung  bedroht
oder zerstört hat und mit der Verdrängung der traditionellen Landwirtschaft
durch modernes Agrobusiness einhergeht.

Die  Macht  im  Land  liegt  nun  in  den  Händen  eines  bis  vor  kurzem
unbekannten Zirkels von Militärs unter der Führung des Offiziers Assimi
Goita.  Er  hat  versprochen,  internationale  Vereinbarungen  einzuhalten,
besonders mit Hinblick auf die ausländischen Militärinterventionen (derer es
drei  verschiedene  gibt).  Dennoch  dominiert  unter  den  imperialistischen
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Mächten  die  Befürchtung,  dass  der  Putsch  deren  Kriegsziele  und
strategische  Interessen  zurückwerfen  wird.

2012: Tuareg-Aufstand und Islamisches Kalifat

Mali umfasst eine Vielzahl verschiedener Ethnien, von denen die meisten
wiederum  in  mehreren  Staaten  leben.  Auf  die  Interessen  der
Bevölkerungsgruppen wurde bei  der  Grenzziehung durch die  ehemaligen
Kolonialmächte  in  Westafrika  im  Einzelnen  keine  Rücksicht  genommen.
Daher  ist  einerseits  rassistische  und  nationale  Unterdrückung  in  diesen
heute halbkolonialen Ländern strukturell angelegt und muss andererseits ein
destabilisierendes  Moment  ausüben,  das  sich  den  üblichen  sozialen
Verheerungen,  mit  denen  der  globale  Kapitalismus  dem  afrikanischen
Kontinent  aufwartet,  überlagert.  Der  Tuareg-Aufstand von 2012 bestätigt
das. Er brachte die ehemalige „Musterdemokratie“ Mali auf den Weg in den
Strudel  der  „failed  states“.  Burkina  Faso  und  Niger  sind  von  dieser
Entwicklung ebenfalls betroffen.

Die Gemeinschaften der Tuareg, die sich über mehrere Länder im Zentrum
der Sahara verteilen, waren mehr als andere Völker der Region im Zuge der
Dekolonialisierung marginalisiert worden. Die blutige Niederschlagung des
ersten  Tuareg-Aufstandes  von  1963  hatte  viele  Tuareg  aus  ihren
Heimatregionen vertrieben. Die Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen durch
wirtschaftliche Misere und die Dürren der 1970er und 80er Jahre verstärkten
dies und schufen eine entrechtete, transnationale Jugend (Ishumar), die als
ArbeitsmigrantInnen umherziehen. Diese waren die hauptsächliche soziale
Basis der bewaffneten Rebellionen von 1990-95 und 2007. Die Rebellionen
wurden  vom  malischen  Militär  mit  Unterstützung  von  ethnischen
Hilfstruppen  bekämpft  und  mit  Versprechungen  von  begrenzter
Selbstverwaltung  und  stärkerer  Integration  der  Tuareg  in  die
Sicherheitskräfte  beigelegt.

Die  Tuareg  wurden  notwendigerweise  Gegenstand  regionaler
Auseinandersetzungen.  Von  politischem  Interesse  waren  sie  stets  nur
insoweit,  wie sie  für  spezifische Interessen –  insbesondere des libyschen
Regimes – von Nutzen sein konnten. So waren sie im „Gastland“ Libyen als



Arbeitskräfte  und  Rekruten  in  den  Repressionsorganen  gerade  dadurch
geschätzt,  dass  es  ihnen  an  staatsbürgerlichen  Rechten  mangelte.
Außenpolitisch  konnten  sie  Gaddafis  pan-afrikanische  Ambitionen
unterstreichen. Obwohl Gaddafi das Konfliktpotential, das in der ungelösten
nationalen  Frage  der  Tuareg  liegt,  gezielt  ausnutzte,  konnte  er  die
politischen Ambitionen der Tuareg kanalisieren. Dies zeigte sich etwa 2009
im Tuareg-Aufstand in Niger, wo Gaddafi mit einem Teil der Tuareg-Kräfte
eine Vereinbarung aushandelte, die den Aufstand spaltete und beendete. Der
Nutzen  der  Tuareg  lag  für  Gaddafi  darin,  dass  er  sich  gegenüber  dem
Ausland als Vermittler anbieten konnte. Es überrascht nicht, dass sein Sturz
2011 nachhaltigen Einfluss auf die Tuareg-Frage genommen hat.

Der  Tuareg-Aufstand  2012  resultierte  in  der  Erklärung  des  kurzlebigen
Staates von Azawad. Sein rascher Zerfall war die Folge einer prinzipienlosen
Bündnispolitik der MNLA-Führung (frz. Mouvement national de libération de
l’Azawad)  mit  Ansar  Dine,  lokaler  Ableger  von  AQIM  (Al  Qaida  im
Islamischen  Maghreb),  und  der  falschen  Orientierung  der  MNLA  auf
Anerkennung und  Unterstützung  durch  den  Imperialismus.  Der  Aufstand
scheiterte vor allem an daran, dass seine von Tuareg dominierte Führung
kaum Unterstützung unter den übrigen Volksgruppen in Nordmali gewinnen
konnte.  Ansar  Dine  attackierte  die  MNLA  für  ihren  azawadischen
Nationalismus und rekrutierte selbst unter den Tuareg. Zugleich nutzten die
Salafisten  bestehende  rassistische  Ressentiments  aus  und  gewann  die
Unterstützung von Kräften in den Gemeinschaften der Songhai und Fula (frz.
Peul), die vormals an der Seite der Regierung standen. Diese Allianz unter
Führung von Salafisten brach mit der MNLA und konnte im Sommer 2012
ihre alleinige Kontrolle über Nord-Mali errichten. Der rasche Kontrollverlust
der Regierung in Bamako triggert außerdem am 21. März 2012 einen Putsch.

Der Putsch von 2012 mit linker Rückendeckung

Der Putsch von 2012 gegen Präsident „ATT“ (Amadou Toumani Touré) bekam
es mit Gegenwind zu tun. Die „Verweigerungsfront“ (frz. Front du Réfus),
bestehend  aus  etwa  100  gewerkschaftlichen  und  zivilgesellschaftlichen
Organisationen und 50 Parteien, beharrte auf einer zivilen und demokratisch
legitimierten Regierung und weigerte sich, die Junta anzuerkennen oder mit



ihr zusammenzuarbeiten. Bezeichnenderweise war die reform-stalinistische
SADI-Partei  die  einzige  parlamentarische  Kraft,  die  sich  zu  einer
Zusammenarbeit  mit  der  Junta  bereit  erklärte.  Trotz  dieser  verbreiteten
Ablehnung des  Putsches  kam es  zu keiner  Massenmobilisierung,  die  der
Herrschaft  des  Militärs  etwas  hätte  entgegensetzen  können.  Die  Junta-
GegnerInnen  bildeten  einen  prinzipienlosen  Block  mit  nationalistischen,
bürgerlichen Kräften, die auch UnterstützerInnen des gestürzten Präsidenten
u m f a s s t e .  Z u g l e i c h  s t e l l t e  s i c h  e i n  a n d e r e r  F l ü g e l  d e r
Gewerkschaftsbewegung  hinter  die  Militärjunta.

Etliche  linke  Intellektuelle  bezogen  sogar  eine  durch  und  durch
chauvinistische  Position.  Beispielhaft  hierfür  steht  das  „Forum  für  ein
anderes Mali“ (Forum pour un Autre Mali, FORAM), das über Verbindungen
zur Sozialforenbewegung verfügt und u.a. von der malischen Linken Aminata
Traoré unterstützt wird. Sie argumentierten 2012, dass der Tuareg-Aufstand
Teil  einer  planmäßigen  Neuaufteilung  Westafrikas  durch  die
imperialistischen  Mächte  sei.  Daher  sei  die  Herrschaft  des  Militärs  das
kleinere Übel gegenüber des drohenden Verlusts der „territorialen Einheit“.
Natürlich zeigte sich schnell, dass das Militär und die korrupten Eliten im
Interesse ihres eigenen Machterhalts den imperialistischen Interventionen
bereitwillig  zustimmen  würden.  Die  vollkommene  Preisgabe  einer  linken
Programmatik hat die politische Orientierungslosigkeit dieser malischen und
westafrikanischen Linken verschärft und dazu beigetragen, dass sie oftmals
als  linke Flankendeckung für  reaktionäre  despotische Regime und deren
Politik agieren – ganz zu schweigen davon, dass sie mit der „territorialen
Einheit“ genau die postkoloniale, d.h. imperialistische Ordnung verteidigen,
als  deren  GegnerInnen  sie  sich  präsentieren.  Die  Linke  kann  im
westafrikanischen  Nationalitätenmosaik  keine  progressive  und  anti-
imperialistische Perspektive vertreten, ohne das Selbstbestimmungsrecht der
Völker  bedingungslos  anzuerkennen.  Die  nationale  Frage  muss  mit  dem
Kampf  gegen  die  herrschenden  Eliten  verknüpft  werden,  die  die
postkolonialen  Staaten  ausplündern  und  deren  Macht  und  internationale
Anerkennung die  Verteidigung der  bestehenden staatlichen  Ordnung zur
Voraussetzung hat.



Konflikt in Zentralmali

Angesichts  der  Etablierung  der  militanten  salafistischen  Kräfte  hat  die
Regierung und das Militär auf ethnische Milizen gesetzt. Beispielhaft hierfür
steht  die  Miliz  Dan  Na  Ambassaou,  deren  Mitglieder  aus  den  Dogon-
Gemeinschaften  kommen.  Sie  wurde  von  der  Regierung  zu  Beginn  des
Konflikts als nützliches Gegengewicht betrachtet und hat sich mittlerweile
selbst als Machtfaktor etabliert. Sie ist bekannt für reaktionäre Verbrechen
gegenüber  den  Fula,  die  den  Charakter  von  ethnischen  Säuberungen
annehmen,  wie  das  Ogossagou-Massaker  vom  23.  März  2019  mit  160
Todesopfern.  Die  rassistische  Grundstimmung,  die  Fula  als  angebliche
UnterstützerInnen von Ansar Dine stigmatisiert, ist eine Begleiterscheinung
des „Kriegs gegen den Terror“.

Ethnische  Konflikte  sind  zugleich  Vorraussetzung  und  Folge  der
imperialistischen  Interventionspolitik.  Die  Imperialisten  versuchen,  durch
militärische  „Hilfestellung“,  Ausbildung  etc.  das  malische  Militär  zum
kompetenten  Ordnungsfaktor  aufzubauen.  Angesichts  dessen,  dass  das
Militär seit der Unabhängigkeit immer die letztendlich entscheidende Rolle
im  Land  gespielt  hat,  l iegt  diese  Strategie  auf  der  Hand.  Die
Massenbewegung der vergangenen Wochen hat gezeigt, dass dieses System
gestürzt werden kann, aber um die Krise in progressiver Weise zu lösen, ist
eine politische Strategie notwendig. Die Führung der M5-RFP (Mouvement
du 5 Juin 2020, Rassemblement des Forces Patriotiques) hat die Militärjunta
anerkannt. Assimi Goita hat angekündigt, dass seine Junta während einer
„Übergangsperiode“  von  3  Jahren  regieren  wird.  Ein  großer  Teil  der
malischen Linken scheint die Fehler von 2012 zu wiederholen, indem sie die
„nationale  Einheit“  als  ein  den  unmittelbaren  Interessen  der  Massen
übergeordnetes  Ziel  vertritt.

Natürlich wird die Militärjunta keines der elementaren Probleme des Landes
lösen  können.  Sie  wird  wie  jede  andere  bürgerliche  Regierung  vom
Wohlwollen des französischen Imperialismus und der sog. „internationalen
Gemeinschaft“ abhängig sein. Der bis vor kurzem im Zentrum der M5-RFP
stehende salafistische Prediger Mahmoud Dicko gibt sich als „Brückenbauer“
zwischen  Nationalisten  und  Islamisten.  Er  gehörte  2013  zu  den



UnterstützerInnen  der  imperialistischen  Intervention  und  bis  2017  zum
Lager von IBK. Assimi Goita selbst kommt aus den malischen Spezialkräften,
die  seit  2013  von  imperialistischen  Mächten  für  den  Anti-Terror-Krieg
trainiert werden. Die Militärjunta repräsentiert keine grundsätzlich andere
Politik, sondern einfach jenen Teil der nationalen Elite, der für einen etwas
inklusiveren Umgang mit dem islamistischen Aufstand eintritt.

Die Krise in Mali beruht auf dem Erbe des Kolonialismus und auf ungelösten
nationalen Fragen, auf der Landfrage und dem Verlust der Lebensgrundlage
von SubsistenzbäuerInnen durch neoliberale Reformpolitik und Klimawandel,
und allgemein auf der ungelösten demokratischen Frage. Um diese Krise im
Sinne der unterdrückten Massen zu lösen, ist ein Programm nötig, das sich
zentral  auf  die  ArbeiterInnenklasse  bezieht  und  diese  Fragen  mit  der
Mobilisierung und Bewaffnung der Massen verbindet.

Der  Militärjunta  muss  eine  verfassungsgebende  Versammlung
entgegengestellt werden, die von Massenversammlungen der ArbeiterInnen,
BäuerInnen  und  Armen  organisiert  wird,  und  in  der  die  Klassenfrage
politisch offen zutage treten kann. Dies stellt natürlich unmittelbar die Macht
der Militärjunta in Frage, was den Kampf innerhalb des Militärs für das
Recht auf politische Organisierung und Agitation für SoldatInnen, für das
Recht auf Befehlsverweigerung und letztlich für die Zersetzung der Macht
der Junta von innen heraus auf die Tagesordnung setzt.

Die reaktionäre ethnische Gewalt erfordert die Bewaffnung der Massen und
die  Bildung  von  Selbstverteidigungseinheiten,  die  von  den  Massen
kontrolliert werden und diese vor Angriffen der Islamisten, des Militärs oder
anderer Gruppen schützen.

In  Anbetracht  der  nationalen  Frage  müssen  Linke  unbedingt  für  ein
Programm  eintreten,  das  die  politischen  und  sozialen/wirtschaftlichen
Gegensätze zwischen den Nationalitäten überwindet und jegliche Formen
von Diskriminierung bekämpft. Dies muss nicht die Lostrennung des Nordens
beinhalten, aber das unbedingte Recht auf diese, falls die Bevölkerung dies
dort  mehrheitlich  wünscht.  Die  nationale  Frage  muss  auch  verbunden
werden mit dem Kampf gegen alle imperialistischen Interventionen und für



den Abzug aller ausländischer Truppen.

Libanon  –  die  Revolution  hat
begonnen
Dilara  Lorin,  Martin  Suchanek,  zuerst  erschienen  auf
arbeiterinnenmacht.de,  10.  August  2020

Die Explosion im Hafen von Beirut hinterlässt ein schier
unglaubliches Ausmaß an Zerstörung im ohnedies krisengeschüttelten,
faktisch vor dem Staatsbankrott stehenden Libanon.

Am 4.  August  detonierten  2.750  Tonnen  Ammoniumnitrat  im  Hafen  von
Beirut.  154  Menschen  wurden  getötet,  über  5.000  verletzt,  geschätzte
300.000  – über 10 % der Einwohner_Innen der Hauptstadt des Landes – sind
seither obdachlos.

Die verheerende Katastrophe löste aber auch eine andere, für die
Zukunft des Landes noch weit tiefer gehende soziale und politische
Explosion aus, eine wahre politische Detonation.

Die Krise des Landes schlägt in eine revolutionäre um. Die verhasste
politische Elite, praktisch alle staatlichen und offiziellen
Institutionen – ob Präsident, Parlament, Bürokratie, etablierte
Parteien, Polizei und Gerichte –, hat ihren letzten, ohnedies kaum noch
vorhandenen Kredit bei der Bevölkerung verspielt.

Deren Verzweiflung schlug innerhalb kürzester Zeit in eine neue Welle
des Massenprotests um, der Züge eines Aufstandes anzunehmen beginnt.
Schon in den letzten Jahren richteten sich riesige Mobilisierungen gegen
die Regierungen, so 2015 die Kampagne „Ihr stinkt“, die sich gegen die
fehlende Müllentsorgung Beiruts richtete. Zuletzt drohte der Regierung
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im Herbst 2019 eine „Revolution“ der Bevölkerung. Damals hatte eine
beabsichtigte Besteuerung von Messenger-Diensten und damit verbundener
Online-Telefonie Hunderttausende, wenn nicht Millionen, auf die Straße
gebracht und das öffentliche Leben lahmgelegt.

Nun richtet sich der Zorn gegen die gesamte „Elite“ des Landes, gegen
Regierung, Staatsapparat und eine kleine Schicht von reichen
Geschäftsleuten und deren Anhang, die das Land seit Jahren mehr oder
minder gemeinschaftlich ausplündern.

Die Tragödie im Hafen ließ Trauer, Wut und Hass der Bevölkerung in
Aktion umschlagen. Die Bewegung eint in diesem Stadium vor allem eine
Forderung – die gesamte „Elite“, das Establishment muss gehen. Parolen
wie „Revolution, Revolution“ und „Das Volk will den Sturz der Regierung“
ertönen seit Tagen auf den Straßen der Hauptstadt.

Die Verhängung eines 14-tägigen Ausnahmezustandes durch die Regierung
bewirkte – wie bei vielen mit Urgewalt ausbrechenden, spontanen
Massenbewegungen – das Gegenteil dessen, was die Herrschenden
beabsichtigt hatten. Ein Ausnahmezustand, der nirgendwo durchsetzbar
ist, offenbart die Machtlosigkeit der Regierung, eine fundamentale, wenn
auch zeitlich begrenzte Verschiebung des Kräfteverhältnisses. Ein
solcher Ausnahmezustand trägt eher zur Steigerung der Entschlossenheit
der revolutionären Massen bei – und die Ankündigung von Neuwahlen, die
offenkundig als reine Beruhigungspille wirken sollen, wird
wahrscheinlich eine ähnliche Wirkung haben.

Wie die täglichen Massendemonstrationen und die Auseinandersetzungen mit
der Polizei offenbaren, lässt sich die Bevölkerung nicht mehr einschüchtern.
Am  8.  August  erstürmten  die  Demonstrant_Innen  Regierungsgebäude,
darunter 4 Ministerien und das World Trade Centre. Anscheinend führten
ehemalige Offiziere der Armee die Erstürmungen an – andererseits war es
auch die Armee, die die Besetzungen wieder beendete und räumte.

Die Lage im Land nimmt Züge eines revolutionären Umsturzes, der ersten
Phase einer Revolution an. Die libanesische herrschende Klasse und ihre



Regierung sind offenbar nicht mehr Herr_Innen der Lage.

Hinzu kommt die extreme ökonomische und soziale Krise, der
eigentliche Unterbau einer revolutionären Welle, die sich vor allem an
Fragen der Demokratie, der politischen Unterdrückung, der Entrechtung
und der Korruption, also der Plünderung des Landes durch die Elite
entzündet hat.

Faktisch steht der Libanon schon lange vor dem Staatsbankrott. Schon im
März  2020  konnte  das  Land  eine  fällige  Anleihe  in  der  Höhe  von  1,2
Milliarden US-Dollar nicht bedienen. Hinzu kommt, dass die Währungspolitik
der  Reg ie rung ,  d i e  über  J ahre  d ie  L i ra  im  In te resse  von
Finanzspekulant_Innen in Beirut an den US-Dollar band, in Trümmern liegt.
Die 1997 eingeführt Bindung an den Dollar musste aufgegeben werden. Seit
Beginn  2020  wird  das  Land  von  einer  Hyperinflation  mit  monatlichen
Abwertungen der Lira von rund 50 % heimgesucht.

Der am 4. August zerstörte Hafen war die wichtigste verbliebene
Einnahmequelle des Landes und darüber hinaus essentieller Umschlagplatz
für Waren aller Art. Die humanitäre Katastrophe verschärft also die
wirtschaftliche Lage zusätzlich.

Imperialistische Helfer_Innen?
Angesichts  der  politischen  Krise  versuchen  sich  die  imperialistischen
Mächte, allen vor die einstige Kolonialmacht Frankreich, als Rettung in der
Not  zu  inszenieren.  Demagogisch  präsentierte  sich  Macron  bei  seinem
Besuch in Beirut als Kritiker der Elite des Landes, die jetzt „transparent“ und
„demokratisch“ handeln müsse. Demagogisch griff er dabei das berechtigte
Misstrauen gegen Regierung und Staatsapparat auf, indem er einen nicht
näher  definierten  Mechanismus  zur  direkten  Verteilung  von  Medizin,
Nahrungsmitteln und anderen Hilfsgütern an die Bevölkerung versprach –
ein Versprechen, das im schlimmsten Fall durch eine „humanitäre“ Mission
der Armee oder der Fremdenlegion eingelöst werden könnte. Auch Länder
wie  Russland,  China  oder  selbst  die  BRD  oder  die  USA  unter  Trump
präsentieren sich jetzt als selbstlose Helfer_Innen.



In Wirklichkeit verfolgen diese Mächte dabei zwei Ziele. Erstens wollen sie
das Land befrieden. Eine Revolution, die das politische System hinwegfegen
und darüber hinaus auch als  Inspiration für  den gesamten Nahen Osten
wirken könnte, wollen alle Groß- und Regionalmächte unbedingt verhindern.
Indem sie sich als „Freund_Innen des Volkes“ präsentieren, versuchen sie
letztlich, die Massenbewegung zu beschwichtigen und ins Leere laufen zu
lassen. Doch die Bevölkerung sollte nicht vergessen, dass diese Mächte für
die  Lage  selbst  eine  Hauptverantwortung  tragen.  Das  nach  religiösen
Gemeinschaften aufgeteilte System des Libanon, das mit Sektierertum und
Korruption untrennbar verbunden ist, entsprang nicht zuletzt den Interessen
der ehemaligen Kolonialmacht Frankreich. Die Großmächte und das globale
Finanzkapital – nicht bloß, ja nicht einmal in erster Linie die einheimlichen
Eliten – plündern das Volk seit Jahrzehnten aus. Nicht zuletzt erweisen sich
der  Hebel  der  drückenden  Staatsverschuldung  des  Landes  und  die
Einbindung des Libanon in  die  internationalen Finanzströme als  überaus
wirksame  Machtinstrumente  und  als  Fessel  jeder  eigenständigen
wirtschaftlichen  Entwicklung.

Wenn Mächte wie Frankreich jetzt scheinbar selbstlose Hilfe
versprechen, so haben sie ihre längerfristigen Geschäftsinteressen
ebenso im Blick wie ihre geostrategischen Ziele im Kampf um die
Neuordnung des Nahen Ostens. Hier befindet sich der französische
Imperialismus und mit ihm die EU in einem erbitterten Kampf mit den USA,
China, Russland und verschiedenen Regionalmächten.

Ökonomische Lage
Diese Staaten sind an der sozialen verzweifelten Lage der Bevölkerung
eindeutig mitschuldig – und sie haben auch keine Absicht, diese
grundlegend zu verbessern.

Die Krise hat schon vor der Corona-Pandemie zu einer extremen Verelendung
geführt. Rund die Hälfte der Bevölkerung lebt heute unter der Armutsgrenze.
Besonders betroffen sind davon Millionen Geflüchtete. Das betrifft erstens
die mindestens eine halbe Million zählenden Palästinenser_Innen, denen vom
Zionismus und Imperialismus seit Jahrzehnten das Rückkehrrecht verweigert



wird, die aber auch von der libanesischen Regierung massiv diskriminiert
werden (Verweigerung der Staatsbürger_Innenschaft;  menschenunwürdige
Lager, Ausschluss von zahlreichen Berufen). Zweitens flohen seit Beginn des
Bürgerkriegs  rund  1,5  Millionen  Menschen  aus  Syrien  in  den  Libanon,
darunter etwas die Hälfte Kinder und Jugendliche.

Zugleich hat sich in den letzten Jahren auch die Sozialstruktur des Landes –
insbesondere Beiruts, wo rund ein Drittel der Bevölkerung lebt – verändert.
Lange war die Stadt davon geprägt, dass die religiöse Zugehörigkeit mit dem
sozialen Status korrelierte. Die Kapitalist_Innenklasse und die bürgerlichen
Stadtteile  waren  wesentlich  von  der  christlichen  Bevölkerungsgruppe
geprägt. Die Schiit_Innen bewohnten vorwiegend die ärmeren und verarmten
Viertel.  In den letzten Jahren hat sich das ein Stück weit verändert. Der
Anteil  der Schiit_Innen und Sunnit_Innen an der ökonomischen Elite des
Landes, z. B. an den 100 Reichsten des Landes, nahm zu. Sicherlich ist das
auch eine Folge der Integration der Hisbollah in die Staatsführung im Zuge
des „Friedensprozesses“ – und damit einer Verbreiterung der herrschenden
Schichten. Die Hisbollah entwickelte sich in den letzten Jahren zu einem
integralen  Bestandteil  der  Elite  des  Landes,  wie  sich  auch  an  ihrer
strategischen  Allianz  mit  dem  Präsidenten  Aoun  erkennen  lässt.

Die andere Seite dieser veränderten Zusammensetzung der Elite und des
Herrschaftssystems  besteht  darin,  dass  es  auch  zu  einer  gewissen
Angleichung  der  Lebenslagen  der  muslimischen,  christlichen,  drusischen
Arbeiter_Innen kam.

Vom Kampf gegen die Elite zur Revolution!
Die  Forderung  nach  einem Rücktritt  der  gesamten  politischen  Elite  des
Landes, aller Parteien, Regierungsmitglieder, des Präsidenten, aber auch von
Beamt_Innen, Richter_Innen, … – also zentraler Teile des Staatsapparates –
kann angesichts der Pseudo-Demokratie, religiös-sektiererischer Aufteilung
von  Ämtern  und  Einfluss,  der  weit  verbreiteten  Vetternwirtschaft  und
jahrelangen Ausplünderungen durch das Finanzkapital nicht weiter wundern.
Sie erinnert  stark an die  ersten Phasen praktisch aller  Bewegungen der
Arabischen Revolutionen.



Zugleich zeigt die Entwicklung auch, wie eng demokratische Fragen –
nicht nur im Libanon – mit den sozialen und Klassenfragen
zusammenhängen.

Wir  wollen  das  im  Folgenden  kurz  verdeutlichen.  Die  am  4.  August
explodierten 2.750 Tonnen Ammoniumnitrat lagerten schon seit 6 Jahren im
Hafen.  Wie Recherchen von Al  Jazeera zeigen,  waren diese jedoch nicht
einfach  „vergessen“  worden.  Mindestens  sechs  Mal  wandten  sich
Zollbeamt_Innen  schriftlich  an  die  libanesische  Justiz  und  forderten  ein
Einschreiten, ebenso oft wurden ihre Eingaben ignoriert. All das verdeutlicht,
dass nicht nur einzelnen Gerichten, sondern dem gesamten Staatsapparat die
Lebensinteressen  der  Bevölkerung völlig  egal  sind,  dass  er  vielmehr  als
Mittel zur eigenen Bereicherung und als Beute verstanden wird, um dessen
Aufteilung die verschiedenen bürgerlichen Parteien und Führer_Innen der
religiös-politischen Gruppierungen streiten.

Je mehr das Land in eine ökonomische und soziale Krise schlitterte,
umso prekärer, entwürdigender und nutzloser musste sich dieses System
für die Masse der Bevölkerung darstellen. Vom Standpunkt der Eliten,
ihrer Parteien und  Klientel stellt sich jede Verwendung von staatlichen
Mitteln für das Gemeinwohl wie z. B. Gesundheitsversorgung,
Infrastruktur, Müllentsorgung, Kommunikation, Arbeitslosenunterstützung
usw. als Abzug von Pfründen dar, die ihnen zufallen sollten. Daher gibt
es in Krisenperioden, wenn also die Staatseinnahmen sinken, erst recht
nichts zu verteilen für die Masse der Bevölkerung, die verarmt und
eigentlich dringend staatliche Unterstützung brauchen würde.

Dies hat nun – wie schon auf geringerem Niveau 2019 – zur Explosion, zur
Erhebung der  Arbeiter_Innenklasse,  der  städtischen Armut  wie  auch des
Kleinbürger_Innentums  und  der  Mittelschichten  geführt.  Die  Not,  die
Unfähigkeit  und Unwilligkeit  des  Staates,  irgendeine nennenswerte  reale
Hilfe  zu  leisten,  hat  außerdem  die  Bevölkerung  dazu  gezwungen,
selbstorganisierte  Strukturen  aufzubauen,  um  Verletzten,  obdachlos
gewordenen oder hungernden Menschen zu helfen und elementare Formen
des  täglichen  Lebens  überhaupt  aufrechtzuerhalten.  Auch  wenn  diese
Strukturen aus der Not geboren wurden, so stellen sie auch embryonale



Organe  der  Gegenmacht,  alternative  Machtzentren  zum  bestehenden
Staatsapparat  dar.

Dass ehemalige Offiziere die Besetzung von Regierungsgebäuden
angeführt haben dürften, deutet darauf hin, dass auch die Kontrolle der
Regierung über den Repressionsapparat bröckelt. All das sind untrügliche
Zeichen einer beginnenden revolutionären Entwicklung.

Doch wie schon die Arabischen Revolutionen steht auch der Libanon vor
einem extremen Problem – der Revolution fehlt eine politische Führung,
eine Strategie, ein Programm zur Reorganisation der Gesellschaft, um
deren dringendste Probleme zu lösen.

Die Bewegung wirft zwar die Machtfrage auf, in dem sie den Rücktritt
oder die Absetzung der gesamten „Elite“, ein Ende von deren Korruption,
Bereicherung und faktischer Straffreiheit fordert – aber sie hat keine
Vorstellung, wodurch sie zu ersetzen wäre, welches politische und
soziale System an die Stelle des bestehenden treten soll. Logischerweise
bleiben damit auch die Ziele einer „Revolution“ unklar.

An diesem Problem scheiterten praktisch alle Arabischen Revolutionen des
letzten  Jahrzehnts.  Die  Massen  der  Arbeiter_Innen,  Bauern/Bäuerinnen,
städtischen  Armen  oder  kleinen  Selbstständigen  verloren  die  Initiative,
obwohl  sie  den  Großteil  der  Erhebungen  getragen  hatten,  mussten
ohnmächtig mit ansehen, wie sich verschiedene Kräfte der Konterrevolution
ihrer Bewegung bemächtigten oder diese zerschlugen. Dies droht auch im
Libanon.

Programm
Daher besteht die Aufgabe sozialistischer, kommunistischer Kräfte darin, die
Bewegung vorzutreiben, deren beste Kämpfer_Innen zu organisieren. Doch
das erfordert selbst, sich Klarheit über die Aufgaben und das Programm der
Revolution zu verschaffen.  Wir können ein solches an dieser Stelle nicht
detailliert vorlegen, wohl aber einige Schlüsselforderungen.

Offenlegung aller Dokumente zur Explosion des Hafens; Bildung von



Untersuchungsausschüssen; Aburteilung der Verantwortlichen durch
von der Bevölkerung gewählte, öffentliche Tribunale; Entschädigung
der  Angehörigen  aller  Getöteten,  der  Verwundeten  und  der
Menschen,  die  ihre  Wohnungen  verloren  haben!
Sicherung des Überlebens der Bevölkerung durch Beschlagnahme
der  großen  Vermögen  und  Unternehmen!  Verteilung  der
Hilfslieferungen, von Nahrungsmitteln und Medizin unter Kontrolle
von Komitees und Räten in Stadtteilen, Betrieben, auf dem Land!
Diese Aufgabe darf  nicht  der Regierung und ihrem Apparat  oder
imperialistischen  Staaten  überlassen  werden.  Helfer_Innen
humanitärer Organisationen sollen unter Kontrolle solcher Komitees
und Räte agieren.
Aufstellen  eines  Notplans  zur  Versorgung  der  Bevölkerung,
Sicherung von kostenloser Zuteilung lebensnotwendiger Güter an die
Bedürf t igen.  Das  er fordert  u .  a .  d ie  Stre ichung  der
Auslandsschulden, die entschädigungslose Eineignung aller Banken,
Finanzinstitutionen,  Großbetriebe  libanesischer  wie  ausländischer
Kapitalist_Innen sowie der Privatvermögen der Superreichen unter
Arbeiter_Innenkontrol le ,  d ie  Zusammenfassung  der
Finanzinstitutionen zu einer Zentralbank zur Stabilisierung der Lira,
die  Festlegung  von  Mindestlöhnen  und  Renten,  die  die
Lebenshaltungskosten  decken.
Rücknahme des Ausnahmezustandes und von Sonderbefugnissen der
Armeeführung, Freilassung aller Gefangenen und Festgenommenen!
Bildung  von  Selbstverteidigungskomitees  der  Bewegung  und  von
Arbeiter_Innenmilizen  in  den  Stadtteilen  und  Betrieben!  Die
Soldat_Innen müssen aufgerufen werden, auf die Seite der Bewegung
überzugehen,  Soldat_Innenräte  zu  bilden,  Arbeiter_Innen-  und
Selbstverteidigungsmilizen  zu  bewaffnen  und  diese  als
Ausbilder_Innen  zu  unterstützen!
Abschaffung aller religiösen, sektiererischen Gesetze und politischen
Restriktionen! Volle Einbeziehung der Frauen sowie der syrischen
und palästinensischen Flüchtlinge in die Bewegung und den Kampf
für  die  libanesische  Revolution,  einschließlich  voller  Wahl-  und
Staatsbürger_Innenrechte  für  die  Flüchtlinge!



Bildung  von  Räten  und  Aktionsausschüssen  in  allen  Betrieben,
Wohnvierteln, in Stadt und Land, um die Bewegung zu führen, über
deren Aktionen und Ausrichtung zu entscheiden! Diese Organe sollen
von den Einwohner_Innen der Wohnviertel oder den Beschäftigten in
den Betrieben gewählt, diesen rechenschaftspflichtig und von ihnen
abwählbar  sein.  Sie  müssen  auf  städtischer,  regionaler  und
landesweiter  Ebene  zu  einem  Rätekongress  zusammengefasst
werden,  der  provisorisch  die  Regierungsgewalt  übernimmt.
Nieder  mit  Regierung  und  Präsident!  Nein  zu  Neuwahlen  unter
Kontrolle  des  Staatsapparates!  Nein  zu  jeder  imperialistischen
militärischen  oder  polizeilichen  „Hilfs“intervention  unter
französischer  oder  sonstiger  Führung!
Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung unter Kontrolle
der Massenbewegung, von Stadtteil- und Betriebskomitees, die den
Wahlprozess, die Zulassung der Kandidat_Innen, den Zugang zu den
Medien usw. kontrollieren!
Eine  solche  Versammlung  muss  die  großen  demokratischen,
politischen und gesellschaftlichen Fragen der Neuorganisation des
Landes debattieren. Gerade weil der Wunsch nach Demokratie eine
solche  wichtige  Frage  darstellt,  können  und  müssen  die
Versammlung,  ihre  Einberufung  und  Kontrolle  zu  einem  Mittel
werden, die Massen davon zu überzeugen, dass eine erfolgreiche,
konsequente Revolution die Macht in die Hände einer Räteregierung
legen  muss,  die  sich  auf  direkt  demokratische  Räte  der
Arbeiter_Innen und Bauern/Bäuerinnen, der städtischen Armut und
der unteren Schichten des Kleinbürger_Innentums stützt.
Eine solche Regierung muss,  um die Aufgaben der Revolution zu
erfüllen, den korrupten, bürgerlichen Staatsapparat hinwegfegen und
durch  Räte,  betriebliche  und  kommunale  Selbstverwaltungs-  und
M a c h t o r g a n e  s o w i e  d u r c h  S o l d a t _ I n n e n r ä t e  u n d
Arbeiter_Innenmilizen ersetzen! Sie muss die herrschende Klasse und
die imperialistischen Konzerne und Anleger_Innen enteignen und die
Wirtschaft auf Basis demokratischer Planung reorganisieren.

Um ein solches Programm von Übergangsforderungen zu verbreiten und



dafür  die  Arbeiter_Innenklasse  und  unterdrückten  Massen  zu  gewinnen,
bedarf  es  einer  politischen  Kraft,  einer  revolutionären,  kommunistischen
Arbeiter_Innenpartei.  Eine  solche  Kampforganisation  zu  schaffen,  ist  das
Gebot der Stunde aller proletarischen RevolutionärInnen!

Die Revolution im Libanon und alle Revolutionär_Innen im Land bedürfen
dabei  der  Solidarität  der  internationalen  Arbeiter_Innenklasse  und  der
Linken  auf  allen  Ebenen  –  von  der  Organisierung  von  Hilfe  für  die
Bevölkerung,  politischen  Solidaritätskampagnen  für  die  Streichung  der
Schulden  im  Kampf  darum,  dass  Hilfslieferungen  ohne  politische  und
wirtschaftliche Bedingungen erfolgen. Vor allem aber braucht es auch die
möglichst enge Verbindung mit allen Kräften, die im Libanon und in den
Ländern des Nahen Ostens aktiv am Aufbau einer revolutionären Bewegung
beteiligt sind, die Schaffung einer Solidaritätsbewegung und einer neuen,
Fünften Internationale, die im Libanon, im Nahen Osten, weltweit für die
sozialistische Revolution kämpft!

Was ist Stalinismus?
Jonathan Frühling

Ende
Oktober 1917 stürzten bewaffnete Arbeiter_Innen und Soldaten die
provisorische bürgerliche Regierung Russlands und errichteten den
ersten Arbeiter_Innenstaat der Geschichte. Innerhalb von nur zehn
Jahren wurden sie jedoch durch die Staatsbürokratie von der Macht
verdrängt und viele Errungenschaften der Revolution wieder
rückgängig gemacht. Wie konnte das passieren?

Für
uns als Marxist_Innen ist eine Analyse des Stalinismus von Bedeutung,
um die Geschichte

https://onesolutionrevolution.de/was-ist-stalinismus/


und
das Scheitern der UdSSR sowie auch jene Organisationen zu verstehen,
die sich auf diese positiv beziehen. Dies gibt uns auch die
Möglichkeit, die Oktoberrevolution und das Erbe Lenins vor Angriffen
von bürgerlichen Kräften zu verteidigen. Wir möchten nun
versuchen, die grundlegenden Argumente und Zusammenhänge grob zu
skizzieren.

Gründe für den Sieg der Reaktion

Nach dem Sieg in der Revolution sah sich der neue Sowjetstaat mit der
Niederlage  im  Ersten  Weltkrieg  konfrontiert.  Ein  darauffolgender
Bürger_Innenkrieg, provoziert von den alten herrschenden Klassen und den
imperialistischen  Staaten,  führte  in  die  endgültige  wirtschaftliche
Katastrophe.  Das schwächte die politische und wirtschaftliche Macht der
Arbeiter_Innenklasse massiv. Mit dem Tod der revolutionären Arbeiter_Innen
an  der  Front  gingen  auch  die  Selbstverwaltungsorgane  der
Arbeiter_Innenklasse,  die  Sowjets,  unter.  Der  wichtigste  Grund  für  das
Scheitern der Revolution war jedoch ihre Isolation von Westeuropa. In ganz
Europa endeten die revolutionären Erhebungen in Blutbädern, da sich die
Sozialdemokratie  auf  die  Seite  des  Kapitalismus  schlug.  Siegreiche
Revolutionen und weitere Arbeiter_Innenstaaten hätten die Auswirkungen
des Bürger_Innenkriegs  in  Russland abfedern können,  indem der  äußere
Druck auf mehr Länder verteilt wird und durch Hilfslieferungen die ohnehin
schwache  russische  Wirtschaft  hätte  gestützt  werden  können.  Eine
Verwaltung der Nöte statt einer Verwaltung des Reichtums ist eine denkbar
schlechte  Voraussetzung  für  eine  demokratische  Planwirtschaft  und
provoziert  Verteilungskämpfe  und  damit  auch  die  Bürokratisierung.

Auswirkungen der Reaktion nach dem Oktober 1917

_Nach dem Bürger_Innenkrieg nahmen statt  der Arbeiter_Innenklasse die
Verwaltungsbeamten  (die  Bürokratie)  die  dominante  Rolle  in  Staat  und
Wirtschaft ein. Zur Errichtung ihrer eigenen Herrschaft war es ihr Ziel, die
Arbeiter_Innenklasse als unabhängige politische Kraft zu vernichten.



Stalin
war Anführer jener Kräfte, die diese degenerative Entwicklung in
der UdSSR bewusst vertieften und rückschrittliche Kräfte im Kampf
gegen die Arbeiter_Innenklasse organisierten, weswegen diese Strömung
auch nach ihm benannt ist. Im Kampf um die Macht haben sie die
Autorität der Bürokratie theoretisch untermauert und politisch
verteidigt, indem sie linke Kräfte verfolgt und das Verhältnis zu
den kapitalistischen Ländern befriedet haben. Zudem wurden viele
Rechte abgebaut, z.B. wurden allerhand Frauenrechte, wie das
Abtreibungs- und Scheidungsrecht abgeschafft.

Die stalinistische Sowjetunion

Die Sowjetunion war ein planwirtschaftlicher Staat.
Planwirtschaftlich, weil die Produktionsmittel (Fabriken, Immobilien
und Land) verstaatlicht waren und geplant verwendet wurden. Von
Kapitalismus spricht man dagegen, wenn sich die Produktionsmittel in
der privaten Hand einer Kapitalist_Innenklasse befinden. Zwar hat die
Planwirtschaft für einen sehr deutlichen wirtschaftlichen Aufschwung
und für eine allgemeine Verbesserung der Lebensverhältnisse
gesorgt, jedoch waren die Arbeiter_Innenklasse und Bäuer_Innenklasse
in der UdSSR von der Macht über die Wirtschaft vollständig
ausgeschlossen. Es gab keine Räte auf nationaler oder lokaler Ebene,
wie z.B. in den Schulen, den Nachbarschaften, den Fabriken oder auf
dem Land. Diese wären aber für die demokratische Steuerung des
Staates und der Wirtschaft notwendig gewesen. Stattdessen wurden alle
Entscheidungen von der herrschenden Schicht der Bürokratie
getroffen.

Die Entscheidungen traf die Bürokratie natürlich im Sinne ihres
eigenen Wohlstandes und Machterhalts und nicht im Sinne eines
Fortschreitens in eine kommunistische Welt. Um ein Wiederaufflammen
der Arbeiter_Innenbewegung zu verhindern, wurden in den Jahren
1936-38 nahezu alle Parteimitglieder getötet, die die Revolution
miterlebt hatten. Die revolutionäre Tradition Russlands wurde damit
endgültig unterbrochen.



Der Zusammenbruch des Stalinismus und seine Gründe

Trotzki
formuliert bereits 1936 in seinem Buch „Die Verratene Revolution“,
dass es zur Fortentwicklung eine politische Revolution der
Arbeiter_Innenklasse geben müsste, die die bürokratische Herrschaft
durch Arbeiter_Innendemokratie ersetzt. Anderenfalls würde die UdSSR
wieder in den Kapitalismus zurückfallen. Versuche dieser
Revolutionen hat es zwar gegeben, sie alle zerbrachen aber letztlich
vor allem an der entschlossenen militärischen Initiative der UdSSR.

Das Genick brachen der UdSSR deshalb nicht die Aufstände der
Arbeiter_Innen, sondern die eigenen Probleme mit der bürokratischen
Wirtschaftsplanung. Wenn die Planvorgaben in Stückzahlen ausgedrückt
wurden, wurden besonders billige Produkte hergestellt. Wenn das
Gewicht der Sollwert war, dann wurden besonders schwere Produkte
produziert. Planungsfehler wurden nicht korrigiert und Korruption
wurden nicht offengelegt. Tatsächlich wurde nicht für den Bedarf,
sondern für den höchsten Bonus der Fabrikmanager produziert.
Aufgrund nationaler Widersprüche scheiterte der Ostblock daran,
seine gesamte Wirtschaft sinnvoll zu vereinigen. So blieben die
Länder zurückentwickelt und mussten immer mehr teure Maschinen aus
dem Westen importieren und sich dafür verschulden. Die
wirtschaftliche und finanzielle Basis der Sowjetstaaten erodierte so
mit der Zeit. Als der Öl- und Goldpreis Mitte der 80er Jahre sank,
war das Ende des Ostblocks gekommen.

Die
Arbeiter_Innen erhoben sich im gesamten Ostblock für die
Verbesserung ihrer Lebenslage. Sie trat allerdings nirgendswo groß
und politisch klar genug auf, um die Entwicklung in ihrem Sinne zu
beeinflussen. Hauptgrund dafür war, dass die stalinistische Diktatur
den Massen den Glauben an sich selbst und das Funktionieren einer
demokratischen Planwirtschaft genommen hatte. Stattdessen wurde durch
den rechten Teil der Bürokratie die Wirtschaft privatisiert und so
der Kapitalismus wieder eingeführt. Damit wurde der wirtschaftliche



Verfall total. Ende der 80er Jahre lebten 1,5% der Menschen in der
UdSSR in Armut, 1994 waren es 39-49%. Das BIP sank von 1991-1994
jährlich um durchschnittlich 11,5%, machte jedoch ab 1997 eine
Kehrtwende und ist bis heute nur etwas über den Wert von 1991
hinausgewachsen.

Stalinistische Taktiken

Im
Laufe seiner Geschichte hat der Stalinismus einige politische
Taktiken formuliert, die jedoch nur Rechtfertigungen seiner
konterrevolutionären Realpolitik waren. Das Kernproblem liegt dabei
darin, dass sie die „Not zu Tugend“ gemacht haben, also dass die
prekäre Lage, in der sich die Sowjetunion nach der Revolution
befunden hat, und die Politik, die leider zur Verteidigung während
des Bürger_Innenkriegs notwendig aber auf keinen Fall so durch die
Revolutionär_Innen gewollt war, zementiert wurde, indem sie
theoretisch zum gewünschten Zustand erklärt werden. Tragischerweise
werden sie heute noch von stalinistischen Gruppen angewandt.

Ein
treffendes Beispiel: Der Verrat am Internationalismus setzte bereits
1924 mit der „Theorie des Sozialismus in einem Land“ ein. Obwohl
die Entwicklung des Sozialismus zum Weltsystem bislang als notwendig
galt, wurde nun die Isolation der Sowjetunion zu einem
unproblematischen Zustand erklärt. Sie rechtfertigte die Herrschaft
der Bürokratie und die friedliche Koexistenz mit dem Imperialismus.
Mit dem Untergang des Ostblocks hat diese Theorie jedoch völlig an
Bedeutung verloren.

Viel
entscheidender ist heute die Volksfronttaktik. Sie bedeutet eine
Zusammenarbeit mit bürgerlichen Kräften und eine Unterordnung unter
deren Programm. So schlagen Stalinist_Innen z.B. im Kampf gegen den
Faschismus ein Bündnis mit den liberaleren Teilen der Bourgeoisie
vor. Wir dagegen schlagen eine Arbeiter_Inneneinheitsfront vor, also



eine Zusammenarbeit aller Organisationen der Arbeiter_Innenklasse
gegen Faschismus und Kapitalismus, um damit auch die kapitalistische
Grundlage des Faschismus angreifen zu können und einen konsequenten
Kampf zu kämpfen. Ein tragisches Beispiel für die Volksfronttaktik
ist der Spanische Bürger_Innenkrieg 1936-1939. Dabei erhielt die
stalinistische Partei lieber den Kapitalismus, statt sozialistische
Reformen durchzusetzen und verlor deshalb den Krieg.

Für
unterentwickelte Länder schlagen weite Teile des Stalinismus‘ die
Etappentheorie vor. Sie besagt eine Volksfront mit nationalen
bürgerlichen Kräften bis diese einen voll entwickelten und
unabhängigen Kapitalismus errichtet haben. Erst dann sei eine
sozialistische Bewegung möglich. Faktisch endet diese Taktik in
einem Scheitern der Revolution, wie Mitte der 1920er Jahre in China.

Stalinismus heute

Heute
sind als wirklich stalinistische Staaten nur noch Kuba und Nordkorea
übriggeblieben. Sie teilen die reaktionären Seiten des Stalinismus
der UdSSR, inklusive ihrer wirtschaftlichen Probleme. China hat
mittlerweile den Kapitalismus zurück ins Land geholt und fast alle
Staatsbetriebe privatisiert. Aufgrund Chinas dominanten und
ausbeuterischen Rolle in der Welt kann es heute nicht nur als
kapitalistisch, sondern sogar als imperialistisch beschrieben werden.

Auch
heute noch gibt es eine Vielzahl unterschiedlichster Organisationen
stalinistischer Prägung, allen voran die meisten alten
kommunistischen Parteien. Auch diese verfolgen in Bündnissen in der
Regel eine Volksfrontpolitik. Dabei passen sie sich bürgerlichen
Teilen des Bündnisses an und ordnen sich damit letztlich einer
bürgerlichen Politik unter. Fortschrittlichere Positionen werden
höchstens mit der Handbremse nach außen getragen. Es findet also
auch eine Anpassung an ein rückschrittlicheres Bewusstsein statt.



Stattdessen sollten wir versuchen, revolutionäres Bewusstsein aktiv
zu verbreiten, offen um Ideen zu kämpfen und uns nur mit
Organisationen der eigenen Klasse zu verbrüdern.

Auch
feiern diese Organisationen Kuba total unkritisch ab und setzen sich
kaum mit einer kritischen und marxistischen Analyse Kubas oder der
UdSSR auseinander. Die Rolle von Arbeiter_Innenräten oder einer
revolutionären Partei bleibt unerwähnt. Klassisch für
stalinistische Gruppen ist auch ihr Mini-Maxi-Programm. Also
Minimalforderungen, wie z.B. höhere Löhne, und die Maximalforderung
nach einer kommunistischen Revolution. Da Übergangsforderungen
fehlen, die eine Brücke zwischen minimalen und maximalen Forderungen
schlagen und die Frage nach der konkreten Stärkung der Macht der
Arbeiter_Innen beantworten, bleiben sie letztlich bei den
Minimalforderungen und damit bei einer reformistischen Politik
stehen.

Schlussfolgerung

Die
Geschichte der Russischen Revolution zeigt uns die Möglichkeit einer
kommunistischen Revolution, aber auch die Gefahr, die von einer
Bürokratisierung der Revolution ausgeht. Das logische Produkt dieser
Politik ist letztlich eine ausgewachsene Konterrevolution, also die
Wiedereinführung des Kapitalismus. Diese Erkenntnisse müssen wir
nutzen, um uns von der fehlgeleiteten Politik des Stalinismus zu
befreien. Nur so kann die Klasse der Arbeiter_Innen weltweit
siegreich im Kampf für Sozialismus sein.



Zweite  Welle  der  Corona-
„SkeptikerInnen“?
Wilhelm Schulz, 3. August 2020
Zuerst veröffentlicht unter
https://arbeiterinnenmacht.de/2020/08/03/zweite-welle-der-corona-skeptikeri
nnen/

Es  war  ein  unheimlicher  Aufmarsch.  20.000  bis  30.000  Corona-
„SkeptikerInnen“ oder direkte LeugnerInnen der Pandemie demonstrierten
am 1. August in Berlin. Aus dem gesamten Bundesgebiet mobilisierten die
OrganisatorInnen der sogenannten Hygienedemonstrationen.

Sie feierten gemeinsam das angebliche Ende der Corona-Pandemie. Dabei
sind die Zahlen täglicher Neuinfektionen weltweit höher denn je – von der
Dunkelziffer vor allem in der halbkolonialen Welt ganz zu schweigen, die u. a.
auf  fehlende  Testsysteme  und  darauf  zurückzuführen  sind,  dass  als
Todesursachen andere Krankheiten und Mangelerscheinungen ausgewiesen
werden.

Auch  in  Deutschland  steigen  bekanntlich  die  Zahlen.  Die  Öffnung  der
Wirtschaft und die Arbeitsbedingungen in den Betrieben stellen auch hier ein
Gesundheitsrisiko dar, das Kapital und auch Corona-SkeptikerInnen billigend
in Kauf nehmen. Kostenlose Testverfahren werden selbst in Deutschland nur
wenigen angeboten – oft nur im Zusammenhang mit einem Flugticket.

Wir  werden  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  auf  die  Ideologie  und  den
Irrationalismus dieser kleinbürgerlichen „Bewegung“ eingehen. Wir haben
uns damit schon an anderer Stelle, z. B. im Artikel „Das Querfront-Virus“ ,
auseinandergesetzt.

In den letzten Wochen schien es freilich so, dass die rechte Mobilisierung
durch  mehrere  Faktoren  an  Zulauf  verloren  hatte.  Erstens  hatte  die
Regierung  mit  der  vollständigen  Öffnung  der  Betriebe,  von  Schulen,
Geschäften,  Gaststätten  –  also  mit  der  Aufhebung  aller  realen
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Einschränkungen  der  Gewerbefreiheit  –  eine,  wenn  nicht  die  zentrale
Forderung  der  Bewegung  erfüllt.  Zweitens  schien  sich  der  obskur
faschistische Teil  der  Bewegung stärker  zu isolieren.  Drittens  hatten sie
Gegenmob i l i s i e rungen  w ie  in  Ber l in ,  vor  a l l em  aber  d ie
Massendemonstrationen  in  Solidarität  mit  Black  Lives  Matter  in  den
Hintergrund  gerückt.

Die Demonstration vom 1. August verdeutlicht freilich, dass es sich dabei nur
um  eine  Momentaufnahme  handelte  und  die  Gefahr  der  Bildung  einer
reaktionären kleinbürgerlichen Massenbewegung keineswegs verschwunden
ist.  Und  sie  wird  auch  nicht  verschwinden,  wenn  die  organisierte
ArbeiterInnenbewegung,  allen  voran  die  Gewerkschaften  und  SPD,  aber
letztlich  auch  die  Linkspartei  den  nationalen  Schulterschluss  mit  „ihrer“
Regierung suchen, während Millionen in Kurzarbeit einen Vorgeschmack auf
Entlassung  und  massive,  dauerhafte  Einkommenseinbußen  erhalten.  Das
erleichtert,  ja  ermöglicht  es  erst  radikalisierten,  reaktionären
UnternehmerInnen und KleinbürgerInnen wie auch den organisierten Nazis,
RassistInnen und VerschwörungstheoretikerInnen, sich als aktive, pseudo-
systemoppositionelle Kraft zu präsentieren.

Solcherart stellt die rechte Mobilisierung nicht nur ein Warnsignal an die
Linke,  an  die  ArbeiterInnenbewegung  dar.  Sie  unterstreicht  auch  die
Notwendigkeit  einer  Antikrisenbewegung,  die  klare  klassenpolitische
Forderungen aufstellt, sich nicht den Programmen der Großen Koalition und
des Kapitals unterwirft und gleichzeitig die Gefahr der Pandemie nicht außer
Acht lässt.  Dies ist  die Aufgabe der Stunde für alle  anti-kapitalistischen,
internationalistischen und proletarischen Kräfte.

Tag der Freiheit?
Der unheimliche Aufmarsch lief unter dem Motto „Ende der Pandemie – Tag
der Freiheit“ durch die Straßen Berlins. Die Parole enthält nicht nur die
absurde, allen Fakten widersprechende These vom Ende der Pandemie. Sie
bringt nicht nur ein Synonym für den zur individuellen Rücksichtslosigkeit
gewordenen bürgerlichen Freiheitsbegriff zum Ausdruck – die Freiheit, alle
anstecken zu dürfen.



Der  Titel  enthält  eine  weitere  Doppeldeutigkeit.  Schon  in  den  letzten
Monaten  waren  antisemitische  und  rassistische  Tendenz  bei  den
Mobilisierungen immer deutlicher zu erkennen. Mit Attila Hildmann haben
wir den Prototyp eines zum Faschismus tendierenden maroden Kleinbürgers,
der, wie seine versuchten Hetzjagden auf „Hooligans gegen Satzbau“ und
„Anonymus  Deutschland“  zeigten,  näher  an  organisierte  FaschistInnen
angebunden  ist,  als  er  es  denkt  oder  darstellt.

Und ja, „Tag der Freiheit“ ist kein neuer Titel. 1935 wurde der Film Leni
Riefenstahls „Tag der Freiheit! – Unsere Wehrmacht“ im Auftrag der NSDAP
veröffentlicht.  Es  war  der  Abschluss  ihres  filmischen  Dreiteilers  an
Propaganda für Parteitage der FaschistInnen. Doch selbst wenn die Wahl des
Mottos  purer  Zufall  wäre  –  was  angesichts  der  einschlägig  rechten
OrganisatorInnen kaum glaubhaft ist –, so wäre die Demonstration weiterhin
hoch problematisch und es würde an ihrem zutiefst reaktionären Charakter
nichts ändern.

Wer nahm teil?
Doch woher kommen die Kräfte politisch? Veranstaltet wurde die Aktion von
Initiative Querdenken 711, die den Protest in Stuttgart organisieren, und der
Kommunikationsstelle Demokratischer Widerstand (KDW) rund um Anselm
Lenz, die die Mobilisierungen am Berliner Rosa Luxemburg Platz initiierten.
Daneben nahmen auch VertreterInnen von NPD, Drittem Weg, Identitärer
Bewegung,  des  Compact-Magazins  Jürgen  Elsässers,  AnhängerInnen  des
QAnon-Mythos, ReichsbürgerInnen, Teile der Pegida-Bewegung und weitere
neurechte bis faschistische Kräfte teil.

Sie stellten mit Sicherheit nicht die alleinige Führung und auch nicht die
Mehrheit  der  sich  Versammelten  dar,  aber  sie  prägen  die  Bewegung
unzweifelhaft. Darüber hinaus waren auch etliche VertreterInnen der AfD vor
Ort  erkennbar.  Die  Mehrheit  der  sich  Versammelnden  rekrutierte  sich
vermutlich  aus  einem  breiten  Spektrum,  welches  von  esoterischen
ImpfgegnerInnen über SkeptikerInnen, die die Maßnahmen für überzogen
ha l ten ,  b i s  zu  vor  dem  wi r t scha f t l i chen  Ru in  s tehenden
KleinunternehmerInnen  und  ihren  Angestellten  reicht.



Während die zweite Gruppe vermutlich mehr Menschen bei einem Großevent
auf die Straße bringen kann, so haben wir es bei der ersten mit Neurechten
und StrategInnen zu tun, die die bunte Bandbreite von wirren Restbeständen
der Friedensbewegung bis zu AnhängerInnen des Deutschen Kaiserreiches
ausnutzen, um Heterogenität und Pluralismus vorzugaukeln. Deren wahrer
Charakter offenbart sich darin, dass sich FaschistInnen in ihrem Fahrwasser
aufbauen  können.  Das  reale  „Spannungsfeld“  der  Bewegung  zeigt  sich
letztlich darin,  dass der kleinbürgerlich-unternehmerische Flügel auf ein 
Programm der wirtschaftlichen und „kulturellen“ Öffnung pocht, das jedwede
Rücksicht auf die gesundheitlichen Risiken für die Bevölkerung ablehnt und
damit  ganz  nebenbei  die  Lockerungsmaßnahmen  der  Regierung  stützt.
Andererseits erleben wir hier eine Bewegung, die die Gefahr des Aufstiegs
reaktionärer Kräfte in dieser Krisensituation aufzeigt.

Dass auch vereinzelt „linke“ Kräfte präsent waren, die aus dem Spektrum der
Friedensbewegung zu kommen scheinen, macht die Sache nicht harmloser,
sondern nur umso bedenklicher. Sie bilden schließlich kein Gegengewicht zu
den Rechten, sondern entpuppen sich als deren nützliche IdiotInnen. Waren
Formate wie Rubikon und NachDenkSeiten inhaltlich bereits vor Corona an
einigen Punkten problematisch, so beschleunigt sich ihr politischer Verfall
massiv,  während  die  „Rote  Fahne“-Gruppe  zunehmend  als  bewusste
Querfrontlerin  in  Erscheinung  tritt.

Dieser Zusammenschluss bildet eine gefährliche Mischung, die tatsächlich
lieber  im Giftschrank  hätte  bleiben  sollen.  Es  zeigt  uns,  unter  welchem
politischen Vorzeichen wir in diese Krisenperiode gerutscht sind, unter dem
eines  gesellschaftlichen  Rechtsrucks  als  Folge  der  Niederlagen  des
Arabischen Frühlings und der Bewegung in Griechenland, des Aufstiegs des
Nationalismus und der Krise der EU sowie der zugespitzten imperialistischen
Konkurrenz – bei gleichzeitigem politischen Bankrott der Linken.

Im August 2020 erleben wir das Zusammengehen von Pegida und der Anti-
Hygienebewegung,  einen  Schulterschluss  unter  Zwillingen.  Eine
repräsentiert  den  Rechtsruck  des  letzten  Jahrzehnts  in  Deutschland,  die
andere  das  Gefahrenpotential  der  aktuellen  Periode des  Klassenkampfes,
wenn die ArbeiterInnenbewegung keine klassenkämpferische Antwort für die



Massen zu geben vermag.

Wer und wie viele?
Das genau zu beantworten, ist fast unmöglich. Zwar gab es Ortsschilder, die
auf  der  Versammlung  in  die  Luft  gehalten  wurden.  Aber  um  wirklich
abschätzen zu können, wie viele der sich versammelnden aus dem rechten
Spektrum  kommen,  wie  viele  durch  die  Anti-Hygienedemonstrationen
politisiert  wurden,  dafür  wäre  eine  ausführlichere  Recherche  nötig.
Laut Junger Welt kam ein großer Teil der sich Versammelnden aus Baden-
Württemberg und Sachsen.

Die Zahlen der TeilnehmerInnen gehen weit auseinander, von 17.500 bis zu
reichlich phantastischen 1,5 Millionen. Hierzu muss einiges gesagt werden,
aber es ist mit Sicherheit nicht die Hauptfrage, die die Linke beschäftigen
sollte. Selbst wenn es „nur“ 17.500 Menschen waren, so ist das die größte
Berliner  Mobilisierung  von  rechts  in  diesem  Jahr.  Was  die  Hauptstadt
betrifft, so ist sie vergleichbar mit der Black-Lives-Matter-Kundgebung im
Juni am Berliner Alexanderplatz, bei der mindestens 20.000, wahrscheinlich
sogar über 30.000 Menschen protestierten.

Ein Artikel vom Volksverpetzer vom 2. August kalkuliert eher mit 17.000
Menschen, ähnlich den Polizeiangaben. Dabei legt er die Grundfläche der
Abschlusskundgebung  den  Berechnungen  zugrunde  und  geht  von  einer
durchschnittlichen  Mensch-Flächen-Dichte  von  einer  Person  pro
Quadratmeter aus, was 17.000 Menschen ergibt. Für seine Berechnungen
zieht er außerdem Vergleiche mit den Bildern der Loveparade von 1999, bei
der 1,4 Millionen Menschen auf der Straße des 17. Juni waren.

Hiermit zeigt er eindrucksvoll,  wie viel  größer die letztere Veranstaltung
war. Persönlich war der Autor bei keiner der beiden vor Ort, hält jedoch das
Verhältnis von einer Person pro Quadratmeter für etwas viel Platz über die
gesamte Strecke, aber selbst bei 0,75 oder 0,5 Quadratmeter pro Menschen
wären es lediglich knapp 23.000 beziehungsweise 34.000 TeilnehmerInnen.

Für  die  Teilnehmenden  und  ihre  Chatgruppen  wird  die  Zahlendebatte

http://%28https//www.jungewelt.de/artikel/383443.ein-k%C3%A4fig-voller-narren-preu%C3%9Fenadler-und-regenbogen.html)
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irrelevant,  halten  sie  doch  jedwede  Berichterstattung  gegen  sie  für
gleichgeschaltet. Das zeigen auch die Einschüchterungsversuche gegenüber
der  Presse  vor  Ort.  Mehrere  Fernsehteams  sahen  sich  gezwungen,  ihre
Berichterstattung abzubrechen. Die VeranstalterInnen forderten von jeder
teilnehmenden ReporterIn eine Voranmeldung, in der diese unterzeichneten,
dass sie stets „wahrheitsgemäß, unparteiisch und vollständig berichten“ –
worunter sie ihre eigene „Wahrheit“ verstehen. Wie schon bei den rechten
Demonstrationen in Stuttgart wollen diese selbsternannten VerteidigerInnen
der  Meinungsfreiheit  missliebigen  JournalistInnen  einen  Maulkorb
verpassen,  diese  zensieren.

Rücksichtslosigkeit als Programm
Die Darstellung des Corona-Virus schwankt in der Bewegung zwischen der
Beschreibung  als  regulärer  Grippewelle  und  einer  bloßen  Fiktion  einer
„globalen, homogenen Elite“ von MultimilliardärInnen wie Bill Gates und der
Pharmaindustrie,  die  die  Politik  und die  Medien  gleichgeschaltet  hätten.
Auch wenn die Einschätzungen auseinandergehen, so finden sie doch ihren
gemeinsamen Punkt in der Ablehnung jedweder Einschränkung aufgrund von
SARS-CoV-2, seien sie noch so geringfügig wie das Tragen von Mund-Nasen-
Masken im öffentlichen (Eng-)Raum.

Die  Freiheit,  die  sie  meinen,  entpuppt  sich  als  Rücksichtslosigkeit,  als
blanker Egoismus. Diese Doppelbödigkeit ist der Freiheit im Kapitalismus
selbst nicht fremd. Schließlich beinhaltet die Freiheit des Privateigentums,
die diesem System zugrunde liegt, die Freiheit der einen, uneingeschränkt
wirtschaften  zu  können,  das  Elend  und  die  Eigentumslosigkeit  anderer
auszunutzen – ob im Ausbeutungsverhältnis zwischen Lohnarbeit und Kapital
oder in der Unterordnung von Gesundheit und Umwelt unter die privaten
Profitinteressen. Wir sagen es offen:  Diese falsche Freiheit  brauchen wir
nicht zu verteidigen. Wir tragen MN-Masken, damit die Einschränkung des
Virus möglichst erfolgreich sein kann. Auch wenn es uns individuell um ein
Quantum unseres üblichen Alltagsverhaltens einschränkt, so ist dies doch
notwendige  gegenseitige  Rücksicht  unter  den  gegebenen  Bedingungen
(fehlender  Impfschutz,  keine  flächendeckenden  Tests  auf  Infektion  und



Immunität).

Andererseits dürfen wir nicht dem Trugschluss auf den Leim gehen, dass sich
die Existenz von Corona dadurch bestätigt oder falsifiziert, nur weil auf der
einen oder anderen öffentlich stattfindenden Massenveranstaltung (k)eine
Infizierung stattfindet. Auch auf Demonstrationen und Aktionen treten wir
wie  alle  anderen  Linken,  die  die  Gesundheitsfrage  –  und  damit  die
Lebensinteressen der Bevölkerung – ernst nehmen, dafür ein, Masken zu
tragen.  Zugleich  lehnen  wir  aber  jede  politische  Einschränkung  des
Demonstrationsrechts durch die Regierungen ab, weil wir für notwendigen
Schutz gegen Gesundheitsgefährdung und die Abwälzung der Krisenkosten
auf  die  ArbeiterInnenklasse  al le  Mittel  des  pol it ischen  und
gewerkschaftlichen  Kampfes  brauchen  werden  –  ansonsten  drohen
Massenentlassungen,  Verelendung,  Wohnungsräumungen  etc.

Während sich die Corona-SkeptikerInnen als Opfer der Repression und der
Unterdrückung  wegen  ihres  Verstoßes  gegen  die  Hygiene-Vorschriften
hinstellen, offenbart das brutale Vorgehen der Berliner Polizei gegen eine
Solidaritätsdemonstration mit der/dem von der Räumung bedrohten linken
Kneipe/Treffpunkt  Syndikat,  wo  der  Staat  den/die  wirkliche/n  GegnerIn
ausmacht. Dutzenden TeilnehmerInnen dieser linken Demo gegen Räumung
und Gentrifizierung wurden von der Straße geknüppelt, niedergerannt und
zum Teil schwer verletzt – und das obwohl sie Masken trugen und auf die
Gesundheitsvorschriften achteten. Wenn es um Repression von Protest für
fortschrittliche soziale  oder politische Anliegen geht,  pfeift  nicht  nur die
Berliner  Polizei  freilich  auf  Hygiene-Schutz  und  wird  zum  doppelten
Gesundheitsrisiko.

Natürlich versuchen auch die Corona-SkeptikerInnen, für ihre Mobilisierung
solche und andere reale Missstände mit auszunutzen – freilich nur, um sie in
eine  reaktionäre  Gesamtkonzeption  einzupassen.  Wir  werden  diese
demagogischen  Tricks  freilich  nicht  bloß  durch  Argumente  abwehren
können.  Die ArbeiterInnenbewegung und die Linke müssen ihrerseits  die
Maßnahmen der Regierung einschließlich ihrer Widersprüche anprangern.

So  will  die  GroKo  für  UrlauberInnen  an  Flughäfen  verpflichtende  Tests



einführen. Zwar halten wir das prinzipiell für gerechtfertigt, jedoch stellen
sich hier einige Fragen wie: Wer zahlt die Tests? Wer zahlt für mögliche
Quarantäneschritte?  Ist  das  dann  unbezahlter  Urlaub?  Kommt  das
Unternehmen dafür auf? Wieso erhält die Reiseindustrie solche Hilfsmittel,
aber der gesamte Pflegebereich nicht? Ein weiteres Beispiel ist der drohende
Missbrauch mit notwendigen Einschränkungen des Alltags. So wurden von
der  Polizei  in  den  letzten  Wochen  in  bereits  vier  Bundesländern  die
Anwesenheitslisten  von  öffentlichen  Gaststätten  für  „Ermittlungen“
missbraucht.

Das  zeigt,  dass  wir  niemals  blindes  Vertrauen  in  die  Einschränkung
demokratischer  Rechte  durch  einen  bürgerlichen  Klassenstaates  setzen
dürfen. Wir müssen eine unabhängige Perspektive aufzeigen, die sich nicht
der Ideologie des notwendigen Übels an allen Ecken und Enden anschließt.
Deshalb lehnen wir die Zusammenarbeit der Gewerkschaftsführungen mit
den  Maßnahmenpaketen  der  GroKo  im  Schulterschluss  mit  den
UnternehmerInnenverbänden  kategorisch  ab.  Die  selbstauferlegte
Friedenspflicht  der  ArbeiterInnenbürokratie  muss  politisch  bekämpft
werden. Die Passivität von Oppositionsparteien wie der Linkspartei darf nicht
unkommentiert bleiben. Es ist auch ihr Stillschweigen, das das Erstarken
dieser neurechten Bewegung ermöglicht.

Was brauchen wir?
Wir brauchen also eine Bewegung, die Widerstand gegen die Maßnahmen
von Staat und Kapital organisiert und gleichzeitig das gesundheitliche Wohl
durch  von  der  ArbeiterInnenklasse  kontrollierte  Hygienemaßnahmen
durchsetzt.  Eine  solche  Bewegung  muss  die  falsche  Opposition  von
Querdenken 711,  Widerstand 2020 und KDW, die in braunen Gewässern
fischen  und  gefischt  werden,  ablehnen.  Wo  nötig,  muss  sie  sich  ihnen
entgegenstellen.  Vor  allem  müssen  wir  eine  breite  Anti-Krisenbewegung
aufbauen, die eine klassenpolitische Antwort auf die Krise gibt.

Wir brauchen eine Zusammenführung der verschiedenen sozialen Kämpfe
der letzten Monate, z. B. der beeindruckenden Mobilisierungen von BLM und
von Kampagnenorganisationen wie Migrantifa oder der Fridays-for-Future-



Bewegung,  die  im  September  wieder  einen  internationalen  Streik
organisieren  möchte.  Wir  müssen  betriebliche  Aktionen  wie  gegen  die
Entlassungen bei Galeria Karstadt Kaufhof miteinander ebenso verbinden wie
mit  dem  Kampf  für  das  Mietmoratorium,  die  Enteignung  der
Immobilienkonzerne  oder  die  #LeaveNoOneBehind-Kampagne  gegen  das
Sterben im Mittelmeer.

Die  Aufgabe  dieser  Bewegungen  und  Kämpfe  ist  es,  gemeinsame
Antikrisenbündnisse  aufzubauen  und  eine  Großdemonstration  im  Herbst
unter dem Motto „Wir zahlen weder für Krise noch Virus“ zu organisieren.
Sie  müssen  den  Druck  auf  die  Gewerkschaften  und  bürgerlichen
ArbeiterInnenparteien  erhöhen,  mit  Koal i t ionspol i t ik  und
SozialpartnerInnenschaft zu brechen. In den vergangenen Monaten haben
diese bewiesen, dass sie nicht willens sind, selbstständig solche Bewegungen
aufzubauen  –  wir  müssen  sie  dazu  zwingen!  Nur  so  kann  der
ArbeiterInnenklasse,  aber  auch  auch  Teilen  des  verängstigten
KleinbürgerInnentums  und  der  Mittelschichten  gezeigt  werden,  dass  der
Widerstand gegen die Rettungspakete fürs Kapital, während ein Großteil der
Bevölkerung  mit  Brotkrumen abgefertigt  wird,  möglich  ist  und  mit  dem
Kampf gegen die Gesundheitsgefahr verbunden werden kann und muss.

Wir werden versuchen, nach unseren Möglichkeiten, eine solche Bewegung
aufzubauen  und  fordern  alle  Organisationen  und  Parteien,  die  diese
Einschätzung teilen, auf, ihr beizutreten, das Notwendige zur Wirklichkeit
werden zu lassen.

Was ist eigentlich die Polizei?
Jonathan Frühling

Der  Mord  an  George  Floyd  erschütterte  die  Welt  und  führte  zu  einem
Aufwallen von Protesten gegen Rassismus und Polizeigewalt, überall fanden

https://onesolutionrevolution.de/was-ist-eigentlich-die-polizei/


Demonstrationen in Solidarität mit den rassistisch Unterdrückten in den USA
statt,  jedoch  verbanden  die  Protestierenden  ihre  Forderungen  auch  mit
lokalen Themen. Insbesondere ist der Kampf gegen Polizeigewalt im Fokus.
So gingen beispielsweise in Kenia tausende Menschen auf die Straße, um
gegen die willkürliche Gewalt  zu demonstrieren,  die  die  Polizei  dort  zur
Durchsetzung  der  nächtlichen  Ausgangssperren  einsetze.  15  Menschen
wurden  von  ihr  dort  während  des  Lockdowns  ermordet.

Daher
wollen wir hier untersuchen, was genau die Polizei eigentlich ist und
welche Funktion sie in unserer Gesellschaft erfüllt und was ihre
Interessen bestimmt.

Die Funktion der Polizei

Geschichtlich
ist die Polizei als eine Institution bezahlter Beamt_Innen
zur Aufrechterhaltung des staatlichen Gewaltmonopols in Europa und
den USA in der ersten Hälfte des 19. Jahrhundert entstanden. Sie
wurde durch die zunehmende soziale Komplexität im Zuge der
Industrialisierung und des Bevölkerungswachstums notwendig.

Die
Aufgabe der Polizei wurde in Deutschland mit dem sogenannten
Kreuzbergurteil von 1882 eindeutig als die Aufrechterhaltung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung definiert. Die Polizei ist also
die institutionalisierte und monopolisierte Gewalt des Staates.
Soweit so gut. Doch welche Interessen vertritt der Staat? Dies zu
klären ist leicht, wenn man sich anschaut, was die Regierungen
machen. So wurden z.B. in
Deutschland durch die Agenda 2010 Kündigungsschutz gelockert,
Arbeitslosengeld gesenkt und schlecht bezahlte und befristete Jobs
zum Standard in Deutschland. Eindrucksvoll kann man das auch bei der
Rettung der Lufthansa sehen, wo 9 Mrd. in den Konzern gepumpt werden
und trotzdem 26.000 Menschen entlassen werden sollen. Der Staat
agiert also nicht neutral und für alle Menschen, sondern im



Interesse der Kapitalist_Innen, deren Interessen unserem direkt
entgegengesetzt sind. Mit „Aufrechterhaltung der Ordnung“ ist
letztlich nur die Aufrechterhaltung des Privatbesitz an
Produktionsmitteln und die Ausbeutung der Arbeiter_Innenklasse
gemeint.

Die
Polizei weiß ganz genau, wer die bürgerliche „Ordnung“ am
meisten gefährdet. Dies sind besonders arme Menschen,
Drogenabhängige, Wohnungslose, Prostituierte, linke politische
Aktivist_Innen, People of Colour (PoC); sprich gesellschaftliche
Gruppen, die eine besondere Unterdrückung im Kapitalismus erfahren,
von ihm regelmäßig zerkaut und an den Rand der Gesellschaft
gespuckt werden. Deshalb tritt die Polizei dem großen Teil der
Bevölkerung auch nicht als Helferin, sondern als erbitterte Feindin
gegenüber.

Die soziale Stellung der Polizei

Um
die Interessen und damit das Handeln einer Bevölkerungsgruppe zu
erfassen, ist es wichtig, ihre soziale und ökonomische Stellung zu
ergründen. Die Polizei wird direkt vom Staat bezahlt, weshalb ihre
Existenz mit dem bürgerlichen Staat und damit mit der gesamten
bürgerlichen Gesellschaft steht und fällt. Anders als
beispielsweise Lehrer_Innen
oder vom Staat bezahlte Sozialarbeiter_Innen würde ihre Rolle in der
Gesellschaft im Sozialismus mit dem Staat verschwinden. Grund
dafür ist, dass dort die gesellschaftlich notwendigen
Aufgaben, die die Polizei jetzt inne hat wie bspw. das
Aufklären von Morden, von Komitees oder Milizen der
Arbeiter_Innenklasse ausgeführt würden. Sie haben also ein direktes
ökonomisches Interesse den bürgerlichen Staat und damit den
Kapitalismus aufrechtzuerhalten. Die kapitalistische Gesellschaft
definiert sich durch die Herrschaft der Kapitalist_Innenklasse. Also
wollen sie um jeden Preis die Herrschaft dieser Klasse manifestieren.



Zudem
hat die Polizei stets ein Interesse daran ihre eigenen Strukturen zu
erhalten und zu erweitern. Deshalb kann sie auch an einer
tatsächlichen Senkung der Kriminalität kein Interesse haben. Mehr
Straftaten können auch mehr Befugnisse oder mehr Personal
legitimieren. So werden z.B. Terroranschläge von den
Repressionsorganen dankend aufgenommen, um ihre Macht auszubauen. Die
Tendenz des Machtausbaus bringt die Polizei automatisch in die Nähe
politisch rechter Gruppierungen, die sich einen größeren
Repressionsapparat wünschen.

Um
ihre Interessen gegenüber der Gesellschaft und vor allem gegenüber
dem restlichen Staat durchzusetzen, betreibt die Polizei
Lobbyorganisationen, die sich z.B. für lockerere Gesetze und mehr
Waffen für die Polizei einsetzen oder angeklagte Bullen vor Gericht
unterstützt. Verwirrenderweise werden diese Organisationen
Polizeigewerkschaften genannte, obwohl sie den Interesse der
Arbeiter_Innenklasse entgegenstehen und mit Gewerkschaften rein gar
nichts zu tun haben.

Es
ist außerdem wichtig festzustellen, dass die Polizei ihren Apparat
selbst erneuert. Keine Person, die direkt zum Polizeiapparat gehört,
wird demokratisch gewählt. Deshalb werden sie von politischen
Machtwechseln auch kaum berührt und entziehen sich jeder
demokratischen Kontrolle. Das gilt übrigens für Richter und
Staatsanwälte gleichermaßen.

Bewusstsein der Polizei

Bei
den Handlungen der Polizei sind reine Verhaftungsquoten sicherlich
nicht der entscheidende Beweggrund für ihr Handeln. Dann könnte sie
weiße Jugendliche auf Studipartys genauso nach Kleinstmengen
Cannabis durchsuchen, wie migrantische Jugendliche in Parks. Trotzdem



sind die Letzteren viel mehr von Polizeikontrollen betroffen. Warum?

Seit Marx wissen wir, dass das gesellschaftliche Sein das Bewusstsein
eines Menschen prägt. Es wird also durch die sozialer Stellung und
die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen gebildet. Man muss sich also
anschauen, was die/der einzelne Polizist_In auf der Straße tut, um
zu ergründen was sich in ihrem/seinen Bewusstsein widerspiegelt.
Damit ist auch gemeint, wie genau Gesetze ausgelegt, bzw. inwiefern
sie bewusst überschritten werden, wen sie kontrolliert oder wie sie
z.B. People of Colour behandelt. Wieso die Polizei linke
Vorstellungen ablehnt und bekämpft sollte durch den Abschnitt
„Funktion der Polizei“ klar geworden sein. Stattdessen soll sich
hier vor allem auf die Frage bezogen werden, wieso die Polizei ein
überdurchschnittliches rassistisches Bewusstsein prägt.

In
unserer heutigen Gesellschaft herrscht eine rassistische Ideologie
vor. Grundlage dafür ist der Wille des Kapitals die Bevölkerung
anhand von ethnischen, religiösen und nationalen Unterschieden zu
spalten, um so ihre eigene Herrschaft zu sichern und Ausbeutung zu
legitimieren. Die tatsächlich Teilung der Gesellschaft auf Grundlage
von ökonomischen Klassen wird somit verschleiert.

In
diesem Sinn sind auch z.B. die Aushebelung des Asylrechts und die
rassistische Hetze durch alle bürgerlichen Parteien zu verstehen.
Mit der rassistischen Lüge, dass mit den Geflüchteten auch ohne
Ende Terrorist_Innen nach Deutschland kommen, lassen sich mehr
Überwachung und Polizeibefugnisse rechtfertigen.

Die
Polizei setzt die rassistische Regierungspolitik in die Tat um. Sie
schließt die Grenzen, greift „illegale“ Migrant_Innen auf und
führt Abschiebungen durch. Sie ist also direkt mit der Aufgabe
betraut gegen den deklarierten ausländischen Feind vorzugehen. Die
Polizei ist deshalb in ihrer Funktion, ihrem Denken und Handeln einer



der extremsten Ausdrücke dieser Politik. Das rassistische
Bewusstsein materialisiert sich so bei der Polizei in einer
verschärften Form. Deshalb ist es auch nicht verwunderlich, dass
auch in Deutschland Racial Profiling zum
Standardverfahren gehört.

Ältere
und hochrangigere Polizist_Innen
haben eine viel bessere und bewusstere Einsicht in die allgemeine
Politik und ihre eigene gesellschaftliche Stellung und sind über
Innenministerien eng mit den Regierungen verbunden. Sie verkörpern
deshalb das Bewusstsein der Polizei in einer höheren Form. Durch
ihre Polizeitaktiken, Einsatzkonzepte oder Prügelbefehle
durchdringen ihre Vorstellung und ihr Bewusstsein den gesamten
Apparat. Dieser Effekt findet auf allen Ebenen der Hierarchie statt.
Die Polizei ist unter anderem deshalb nicht die Summe der
Vorstellungen der Individuen. Vielmehr ist sie eine gigantische und
streng hierarchisch aufgebaute Organisation, die unterdrückerisches
Bewusstsein reproduziert. Der damit verbundene Korpsgeist zieht
vermehrt Rechte an, da sich diese mit der Praxis und dem Bewusstsein
der Polizei besonders identifizieren können.

Die
Anwendung von Gewalt wird über
ihrer Arbeit dem/der einzelnen Beamt_In zur Normalität und in
das Sein integriert. Zukünftige Situationen werden deshalb eher mit
der Anwendung von Gewalt gelöst werden. Wie sehr die Arbeit auf der
Straße das Bewusstsein der Polizist_Innen prägt zeigt eine Studie
aus den USA, die beweist, dass Polizist_Innen 2 bis
4 mal häufiger zu häuslicher Gewalt neigen, als durchschnittliche
Menschen.

Handlungs(spiel)räume im polizeilichen Handeln

Besonders
auf der niedrigsten Ebene (dem gewöhnlichen Streifendienst) hat die



Polizei einen großen Interpretationsspielraum, was ihre eigenen
Rechte und die explizite Situation anbelangt. Wann z.B. eine
Notwehrsituation eintritt, entscheidet der/die handelnde Polizist_In
immer selbst. Richter_Innen
und Staatsänwalt_Innen
decken deren Interpretation in der Regel. Sie tun dies, um ihrer
Aufgabe gerecht zu werden das Gewaltmonopol des Staates
aufrechtzuerhalten. Falsche Zeugenaussagen gehören ebenso zu diesem
System, wie politisch geführte Prozesse, bzw. Schauprozesse [1].

Des
Weiteren werden Gesetze absichtlich so geschrieben, dass sie
weitreichende Interpretationen ermöglichen. Begriffe, wie
„Gefahrenabwehr“, „Aufrechterhaltung der öffentlichen
Sicherheit“, sowie der 2018 eingeführte Begriff der „drohenden
Gefahr“ und des/der „Gefährders/Gefährderin“ sollen hier als
eindrückliche Beispiele dienen. So kann in Bayern beispielsweise
eine gefährdende Person zwei Monate ohne Prozess hinter Gitter
gebracht werden. Dabei kann dies eine Person sein, die nachweisbar
plante einen Terroranschlag durchzuführen, es kann aber auch eine
Person sein, die auf eine Demo wollte, aus der möglicherweise eine
Flasche geworfen wird. Diese Art der Rechtsauslegung versucht die
Polizei beständig auszuweiten, was in Deutschland seit 2018 mit
alarmierender Geschwindigkeit passiert.

Durch
die Einführung dieser Begriffe als auch durch die nunmehr erlaubten
Austausch von Informationen zwischen Polizei und Geheimdiensten wird
die Trennung von Polizei und Geheimdienst weiter verwässert. Dies
ist ein Prozess, der mit den verdachtsunabhängigen Kontrollen in den
80er Jahren begann, wo die Polizei erstmals präventiv handeln
durfte. Diese Trennung wurde von den amerikanischen
Besatzungsbehörden eingeführt, um eine allmächtige Institution,
wie die geheime Staatspolizei der Nazis zu verhindern.

Auch



wird die Polizei durch die neuen Polizeigesetze z.B. mit
Handgranaten, Elektroschockern und Maschinenpistolen ausgerüstet,
was eine massive Militarisierung der Polizei bedeutet. Dies erweitert
natürlich wieder den praktischen Handlungsraum der Polizei, den
diese in Zukunft sicherlich auch nutzen wird.

Gesetze
sollen als Mittel dienen das polizeiliche Handeln zumindest
juristisch einzuhegen und zu kontrollieren. Die Aufrechterhaltung der
kapitalistischen „Ordnung“ ist jedoch als Aufgabe den Gesetzen
übergeordnet. Bei der Aufrechterhaltung der kapitalistischen
Gesellschaft hat die Polizei deshalb eine starke Tendenz die
rechtlichen Grenzen ihrer Arbeit immer wieder massiv zu
überschreiten. So wird z.B. gegen Fußballfans regelmäßig
exzessive Gewalt eingesetzt, friedliche Demonstrant_Innen
mit Schlagstock und Pfefferspray attackiert oder gezielt People of
Colour kontrolliert und erniedrigt.

Die Polizei agiert politisch nicht neutral

Es
wird an dem Agieren der Polizei immer wieder deutlich, dass sie mit
ihrem Handeln auch politische Ziele durchsetzt und dabei auch offen
rechtliche Rahmenbedingungen missachtet.
Das ist aus ihrer
Sicht nicht weiter bedrohlich, da der staatliche Justizapparat oft
genug zu Gunsten der Polizei entscheidet, mit ihr verbunden ist und
so die in der Schule uns hoch gepriesene Gewaltenteilung lächerlich
macht.

Besonders
drastischer waren bspw. die Ausschreitungen des bürgerlichen
Repressionsapparates gegen die Proteste gegen den G20 Gipfel in
Hamburg. In weiten Teilen der Stadt wurden theoretisch geltende
Grundrechte, wie z.B. die Versammlungsfreiheit vollständig und
offiziell außer Kraft gesetzt (Stichwort „Blaue Zone“). Die



Auftaktdemo am Donnerstag wurde durch Schlagstockgewitter und
massiven Einsatz von zwei Wasserwerfern nach 30m zerschlagen. Zudem
zielten die Bullen mit ihren Schlagstöcken während der gesamten
Protestwoche gezielt auf Köpfe und verursachten so unzählige
Platzwunden. Alle diese Maßnahmen waren durch bürgerliches Recht
nicht gedeckt.

Interessant
ist dagegen, wie die Polizei rechte Demos hofiert. So sorgte sie z.B.
dafür, dass bei den Einheitsfeierlichkeiten in Dresden die Rechten
bis auf Rufweite an die Regierungsspitze herankam. Auch die rechten
Demos gegen die Coronamaßnahmen der Regierung wurden von der Polizei
mit tausenden Teilnehmer_Innen geduldet. Ein Grund dabei war
sicherlich, dass diese Demonstrationen das Interesse des kleinen und
großen Kapitals vertraten, dem die Polizei letztlich dient. Der zur
gleichen Zeit von Linken organisierte 1.
Mai dagegen wurde von der Polizei mit massiver Repression getroffen.

Wieso
der Polizeiapparat die Rechten unterstützt und Linke bekämpft ist
einfach aus deren Politik abzuleiten. Die Linke kämpft für mehr
Freiheit der großen Masse der Bevölkerung. Dazu gehören z.B.
weniger Überwachung, durchlässigere oder offene Grenzen, mehr
Versammlungsfreiheit. Kurzum, alles Maßnahmen, die die
Unterdrückungsaufgaben, die die Polizei ausführt, überflüssig
macht.

Die
Rechte dagegen tritt für das Gegenteil ein. Sie will die Grenzen
dicht machen, Minderheiten unterdrücken, Meinungs- und
Versammlungsfreiheit massiv beschneiden, (Klein)kriminalität stärker
verfolgen usw. Dafür ist jedoch ein größerer und mächtigerer
Polizeiapparat notwendig. Deshalb wirbt die AfD auch damit die
Repressionsorgane aufzurüsten und macht sich damit viele
Freund_Innen in der Polizei.



Unser Recht, unsere Ordnung…

Was
ist Recht?

Marx
und Engels schrieben in ihrem kommunistischen Manifest,
dass die momentan geltenden Gesetze keine naturgegebenen und
immer gültigen Rechtsvorstellungen sind. Sie sind im Gegenteil
ausschließlich von den Bedürfnissen der herrschenden Klasse
geprägt. Freie Konkurrenz und das Recht auf Privateigentum an
Produktionsmitteln zeichnen die bürgerliche Gesellschaft aus und
sind deshalb im Gesetz festgeschrieben. Wenn es der herrschenden
Klasse nützt werden die Gesetze jedoch vom Staat gebrochen. So kann
in einem Kriegsfall aus einem: „Du sollst nicht töten.“ schnell
mal ein „Du sollst töten.“ werden. Eine sozialistische
Gesellschaft dagegen basiert auf dem gemeinschaftlichen Besitz der
Produktionsmittel, was sich auch in Gesetzesform niederschlagen
würde.

Lenin
vereinfacht die Aussage von Marx und Engels und bezieht sie auf die
Klasse der Lohnabhängigen: „Recht ist was der proletarischen
Klasse nützt.“ So finden wir es z.B. legitim Waffentransporte in
den Jemen zu verhindern, wobei wir damit in Konflikt mit dem
bürgerlichen Recht kommen.

Ordnung
im Sozialismus

Klar
ist, dass wir die staatlichen und nicht-staatlichen
Repressionsorgane, wie das Militär, die Polizei, die Geheimdienste,
private Sicherheitsfirmen oder faschistische Milizen zerschlagen
müssen. Doch was setzen wir an deren Stelle, um unserer Interessen
und unsere Vorstellung von Recht umzusetzen?



Für
den Übergang von einer kapitalistischen zu einer kommunistischen
Gesellschaft wird es zwar noch einen Staat geben, dieser wird sich
jedoch anders als heute auf die überwiegende Mehrheit der
Gesellschaft stützen und deshalb geneigt sein deren Programm
umzusetzen. Statt nationaler Abschottung und institutionalisierten
Rassismus wären eine Verteidigung offener Grenzen und praktischer
Internationalismus zu erwarten.

Bei
der Durchsetzung dieses Programms wird sich der Staat auf die breite
Mehrheit der Bevölkerung stützen. Heute werden Polizei und Justiz
von einer kleinen Gruppe privilegierter Menschen kontrolliert, die
ihrer Aufgaben im Sinne einer reaktionären
Gesellschaft umsetzen. Wir stellen uns vielmehr vor, dass alle
Menschen an Aufgaben, wie z.B. der Kriminalitätsbekämpfung
beteiligt sind. Natürlich muss es immer noch Spezialist_Innen geben,
die sich mit Spurenaufklärung o.Ä. auskennen. Jedoch sollen in den
Vierteln, der Schule oder dem Betrieb die dort verkehrenden Menschen
befähigt werden z.B. Rassismus zu erkennen und ihm entgegenzutreten.
In den Nachbarschaften militant organisierte Frauenschutzkomitees
sollen häuslicher Gewalt bekämpfen.

Überall
dort, wo Gerichtsverhandlungen zu Klärung der Umstände nötig sind,
sollen diese durch Menschen der Unterdrückten – durch
Arbeiter_Innentribunale organisiert werden. Diese sollen am Ende auch
das Urteil sprechen. Die Urteile fallen somit natürlich vom
Standpunkt der lohnabhängigen Bevölkerung.

Forderungen im Kampf gegen die Polizei

Im
Kampf gegen das rassistische Repressionsorgan Polizei stellen wir
folgende Forderungen auf:



Defund the
police! Keine Finanzierung der Polizei. Das Geld brauchen wir für
Sozialleistungen, Bildung oder sozialen Wohnungsbau!
Polizei aus
dem DGB schmeißen! Bullen gehören nicht zur Arbeiter_Innenklasse,
sondern sind die Schlägertruppe des Kapitals!
Kein
Massenüberwachung z.B. durch, Vorratsdatenspeicherung,
Bundestrojaner, Videoüberwachung usw.!
Kein Racial
Profiling und ein hartes
Aburteilen von Bullen, die Racial Profiling anwenden!
Polizist_Innen, die gewalttätig werdem, sollen vor Volksgerichte
gestellt und diese bei Bedarf abgeurteilt werden! Dafür müssen sie
durch ein individuelles Erkennungszeichen identifizierbar sein!

Kein
Militarisierung der Polizei. Sofortige Entwaffnung der Polizei, vor
allem, was Taser, Maschinenpistolen, Knarren und Handgranaten
angeht!
Schlussendlich: Organisiert militanten Selbstschutz. Vor den
Angriffen von Sexist_Innen, Faschos, der Mafia (und der Polizei)
müssen wir uns selbst verteidigen! Für Arbeiter_Innenmilizen
anstelle der Polizei! Für die Zerschlagung der Polizei durch eine
solche Miliz!

[1]
Politisch geführte Prozesse sind Prozesse, bei denen das Urteil dem
Kampf gegen linke Politik dient und um Vorhinein schon feststeht. Der
Prozess dient dann nur noch der (meistens offensichtlich falschen)
Legitimation solcher Urteile.



„Black  Lives  Matter“-  Wie  ein
Polizeimord  zum
antirassistischen  Widerstand
führen  konnte:  5  Fragen,  5
Antworten
Leila Cheng

In den USA wird an den momentanen Black-Lives-Matter-Protesten sichtbar,
dass Polizist_Innen eben nicht unsere Freund_Innen und Helfer_Innen sind.
Die Aufgabe der staatlichen Exekutive ist es,  die Herrschaftsverhältnisse,
also die Herrschaft der Kapitalist_Innen und des Staates, aufrechtzuerhalten
und das  natürlich  auch  mit  Gewalt.  Neben  der  Gewalt  gegen  politische
Gegner_Innen  der  bürgerlichen  Ordnung,  kommt  auch  immer  wieder
Rassismus in den staatlichen Strukturen auf. Das ist einerseits ein Resultat
der  Konkurrenz  zwischen  den  Staaten  und  andererseits  ein  Mittel  der
Herrschenden,  die  Arbeiter_Innenklasse  zu  spalten.  Hier  zeigt  sich,  was
bereits  der  afro-amerikanische  Bürgerrechtsaktivist  Malcolm  X  in  den
1960gern sagte: „You can´t have capitalism without racism“ (Es gibt keinen
Kapitalismus ohne Rassismus.) In dieser Analyse stellen wir uns 5 Fragen zu
den antirassistischen Protesten in den USA.

1.Was ist der Auslöser der Proteste?

25. Mai 2020, Minneapolis, Minnesota, die Vereinigte Staaten von Amerika.
Eine alltägliche Situation. Ein weißer Police Officer, Derek Chauvin, greift
zusammen mit  seinen Kollegen Tou Tha,  Thomas Lane und J.  Alexander
Kueng den 46-jährigen Afroamerikaner George Floyd auf. Ein Ladenbesitzer,
bei dem Floyd Zigaretten kaufte, hat wegen angeblicher Verwendung von
Falschgeld  angerufen.  Die  Polizisten,  die  sich  daraufhin  auf  den  Weg
machen, gehen wie gewohnt mit einem Afroamerikaner um. Sie bedrohen ihn
mit einer Waffe und nehmen ihn gewaltsam fest, indem er gewürgt und ihm
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die Luft abgedrückt wird. Das Ganze dauert 9 Minuten an. Später wird ein
Krankenwagen  gerufen,  doch  Floyd  stirbt,  bevor  sie  das  Krankenhaus
erreichen. Eine alltägliche Situation in den Vereinigten Staaten von Amerika,
wäre das ganze nur nicht als Video in der ganzen Welt publik geworden.

Eine alltägliche Situation? Ja, dieser Mord ist kein Einzelfall! Man muss sich
nur  die  rassistischen  Morde  von  Polizist_Innen  in  den  letzten  Jahren
anschauen, denn die Liste der schwarzer Opfer von Polizeigewalt ist lang:
2014 wurde der 18-jährige Schüler Michael Brown von dem Polizisten Darren
Wilson in Missouri (USA) erschossen, März 2020 wurde Breonna Taylor in
Louisville (USA) oder wie  vor wenigen Tagen, am 12. Juni 2020, wo der
vierfache,  afroamerikanische  Vater  Rayshard  Brooks  in  Atlanta  von
Polizist_Innen erschossen wurde. 2019 war es in den USA zweieinhalb so
wahrscheinlich als Afroamerikaner_In erschossen zu werden als als Weiße_R.

Das sind nur
wenige Beispiele einer Mordserie, die bis in die Zeit vor dem amerikanischen
Bürgerkrieg, also vor der Abschaffung der Sklaverei in den USA, zurückgeht.

2. Wie entwickelten sich die Proteste?

Das Video verbreitete sich rasant in den sozialen Medien und die Proteste
entzündeten  sich  schnell  und  kraftvoll.  So  mussten  die  vier  beteiligten
Polizisten innerhalb kürzester Zeit aus dem Dienst entlassen werden, um die
Menschen  zu  besänftigen.[3]   Doch  Proteste  wurden  über  die  folgende
Woche immer kämpferischer. Diese hatten ihren Höhepunkt in der Nacht
vom 28. zum 29. Mai, in der Aktivist_Innen den 3. Polizeibezirk der Stadt
niederbrannten, was schließlich (ebenfalls am 29. 05.) zur Anklage gegen den
Polizisten Derek Chauvin wegen Totschlag führte.  Die Familie  von Floyd
lehnte dies zurecht ab und forderte eine Anklage zu Mord und dass auch
Chauvins  Komplizen  angeklagt  werden  sol len.  Und  auch  die
Demonstrant_Innen  gaben  sich  damit  nicht  zufrieden.  Die  Proteste
entwickelten sich zu einer Rebellion, die sich mit enormer Geschwindigkeit
auf die gesamte USA ausweitete. So gab es z.B. Proteste in den Städten San
Diego, Washington, New York, Los Angeles, Denver, Columbus.



Initiiert und angeführt werden die Proteste von Black Lives Matter (BLM),
die  in  den vergangenen Jahren zur  Speerspitze  des  Widerstandes  gegen
rassistische  Polizeigewalt  geworden  ist.  BLM  ist  selbst  heterogen  und
dezentral,  aber  weit  verbreitet  und  bringt  immer  wieder  zehntausende
Menschen auf die Straße.  Dazu beteiligen sich linke und antifaschistische
Gruppen, ihr Umfeld, eher unpolitische Menschen und ein großer Teil der
Black Community. Aber auch die Demokratische Partei solidarisierte sich mit
den Protesten, so zum Beispiel  der Bürgermeister von Minneapolis Jacob
Fray. Das ist aber eigentlich höchst widersprüchlich, hat die Demokratische
Partei  doch  in  den  vorherigen  Jahren  selbst  rassistischer  Polizeigewalt
Vorschub geleistet  hat  (stop-and-frisk,  Broken-Windows-Theorie)  und dass
auch in demokratischen Bundesstaaten der größte Teil  der Gelder in die
Polizei fließt. Eine andere Kraft, die die Proteste unterstützt und auch dazu
aufruft,  sind  die  Gewerkschaften.  So  unterzeichneten  gewerkschaftlich
organisierte Busfahrer_Innen von Minneapolis eine Petition, in der sie sich
für  die  Demonstrationen  aussprachen,  und  verweigerten  gleichzeitig,
Polizist_Innen zu transportieren und Verhaftete ins Gefängnis zu bringen.
Was hier durchgeführt wurde, war eine Form des politischen Streiks, der
sich klar gegen die staatlichen Strukturen richtete und nichts mit einfachen
Lohnkämpfen  und  Sozialpartnerschaft  gemein  hat.  Auch  andere
Gewerkschaften solidarisierten sich mit diesen Protesten. Hier zeigt sich,
dass durchaus ein Versuch gestartet  wird,  einen Schulterschluss mit  der
Arbeiter_Innenklasse zu suchen. So sprachen sich z.B. auch Lehrer_Innen
und Lagerarbeiter_Innen bei Amazon für die Proteste aus. Am 09.06.2020,
dem  Tag  der  Beerdigung  von  George  Floyd,  legten  U-Bahn-  und
Hafenarbeiter_Innen in New York und San Francisco sogar die Arbeit nieder.

Ein
wichtiger Faktor beim Gelingen der Bewegung ist die weltweite Solidarität.
Nicht  nur  in  den  USA,  sondern  weltweit  schlossen  sich  Millionen  von
Menschen
der Black Lives Matter-Bewegung an. So zum Beispiel in Frankreich,
Großbritannien, Griechenland, Deutschland, Österreich, Mexiko, Südkorea,
Italien, Kanada, Brasilien, Spanien,…. Hierbei spielten für die Mobilisierung
auf  Demonstrationen  und  Kundgebungen  auch  die  sozialen  Medien  eine



wichtige
Rolle.  All  diese  Proteste  haben  die  Gemeinsamkeit,  dass  sie  sich  gegen
Rassismus
in staatlichen Strukturen und Polizeigewalt richten und diesen Fakt
international  kritisieren.  Denn  nicht  nur  amerikanische  Polizist_Innen
begehen
Morde aus rassistischen Hintergründen. So ereignete
sich 2005 in Deutschland, dass der westafrikanische Einwanderer Oury Jalloh
in
einer Zelle in Dessau (Sachsen-Anhalt) verbrannte, wobei der Polizeibeamte
freigesprochen wurde, weil Jalloh sich angeblich selbst angezündet habe. Ein
weiteres Beispiel in Israel, wo ebenfalls 2020 der 32-jährige Palästinenser
Iyad Halak von der Polizei erschossen wurde. Man hielt
ihn an einem Checkpoint in Ostjerusalem fälschlicherweise für bewaffnet und
erschoss ihn auf seiner Flucht.

3. Was ist die Situation zwischen den Protesten und dem Staat?

In der Gemengelage der Proteste werden einige Forderungen klarer: Die
erste ist die Gerechtigkeit für George Floyd in Form einer Anklage gegen alle
beteiligten Polizisten wegen Morde. Die zweite ist das Ende rassistischer
Polizeigewalt und rassistischer Morde in den USA. Weitere Forderungen sind
u n t e r  a n d e r e m :  D a s  E n d e  d e r  U n g l e i c h b e h a n d l u n g  v o n
Afroamerikaner_Innen  im  Bildungs-,  Gesundheitswesen  und  Beruf,
öffentliche  Gelder  von  der  Polizei  in  die  Versorgung  zu  verschieben
(#defundthepolice) und so weiter. Einige Forderung deuten auch auf die sich
aktuell anbahnende Wirtschaftskrise hin. Insgesamt haben sich seit Ausbruch
von Corona in den USA 41 Millionen Menschen offiziell arbeitslos melden
lassen. Arbeitslosenzahlen, die es seit der Weltwirtschaftskrise Anfang der
1930er  Jahre  nicht  mehr  gab.  Bei  den  momentan  durchgeführten
Massenentlassungen wurden Afroamerikaner_Innen und andere People  of
Colour  meist  zuerst  entlassen.  Hier  zeigt  sich  auch,  weshalb  viele
Arbeiter_Innen  in  Solidarität  mit  der  Bewegung  stehen.

Afroamerikaner_Innen
sind neben den Arbeiter_Innen ebenfalls eine unterdrückte Gruppe in der



kapitalistischen Ordnung. So sollte man die Proteste nicht bloß isoliert als
rechtmäßiger Widerstand gegen einen autoritären und rassistischen Staat
verstehen, sondern die lebensbedrohende Aussicht der Wirtschaftskrise für
die
Unterdrückten und unteren Schichten der Arbeiter_Innenklasse treibt  die
Leute
auf die Straße und das Gefühl der Ohnmacht und Unterdrückung wird für
viele
jetzt besonders greifbar und kristallisiert sich an den Attacken der Polizei.

Der Staat
hingegen reagierte sofort mit massiven Repressionen: Massenhafter Einsatz
von
Tränengas und Gummigeschossen,  Aufmarsch der Nationalgarde plus die
Drohung mit
der Armee, Einschränkungen von Grundrechten in vielen Städten, Gewalt
und
Verhaftungen auch bei friedlichen Demonstrant_Innen begleitet von Hetze
und
Diffamierungen  durch  Präsident  Trump  und  den  Republikaner_Innen.
Zusätzlich
drohte er damit, die „Antifa“ als terroristische Organisation einzustufen, was
eine unsägliche Entrechtung wäre, weil damit jede_R Antifaschist_In ohne
Prozess weggesperrt werden könnte. So wie die Unterdrückten von der Krise
bedroht sind, so ist es auch die Vormachtstellung der US-amerikanischen
Bourgeoisie und das lässt ihr wenig Spielraum für jegliche soziale Reformen
und
tatsächlicher Abbau von Unfreiheit und Ausbeutung. In der wirtschaftlichen
Konkurrenz mit China oder der EU wird die herrschende Klasse nur mit
großem
Unwillen auf die Massen an extrem billigen Arbeiter_Innen im
durchökonomisierten Gefängnissystem und die Vorteile einer Steueroase
verzichten wollen. Und da die Krise die Konkurrenz nur verschärft, ist die
einzige  Möglichkeit  der  Herrschenden  die  gewaltsame Zerschlagung  der
Proteste.



4. Warum wird es keinen Kapitalismus ohne Rassismus geben?

Wir leben nicht nur im Kapitalismus, sondern, wie Lenin es beschreibt, im
Imperialismus: der höchsten Phase des Kapitalismus. Neben der einfachen
Ausbeutung der Arbeiter_Innen durch die Kapitalist_Innen kommt hier noch
eine  weitere  Form  der  Ausbeutung  hinzu:  Die  imperialistischen
Industriestaaten  beuten  halbkoloniale,  also  formal  unabhängige,  aber
wirtschaftlich abhängige Staaten aus. So wird sowohl die dreckige und billige
Arbeit  in  diese  Länder  verlagert  und  als  auch  die  erstellten  Produkte
wiederum dort verkauft, sodass diese auch arm und abhängig bleiben und
wer sich dagegen wehrt, dabei mitzumachen, wird durch militärische oder
wirtschaftliche  Erpressung  dazu  gezwungen.  Rassismus,  also  die
systematische  Unterdrückung  von  nationalen,  ethnischen  oder  religiösen
Bevölkerungsgruppen,  die  meist  anhand  äußerer  Merkmale,  z.B.  der
Hautfarbe,  festgemacht  wird,  spielt  da  eine  zentrale  Rolle,  denn  sie
legitimiert dieses menschenverachtende Vorgehen gegen die Halbkolonien
und  ihren  Einwohner_Innen.  So  können  die  Vorurteile  vom „kriminellen
Ausländer“ und „Terroristen“ dazu herhalten,  Menschen an den Grenzen
Europas  zu  ermorden,  sie  schlechter  zu  bezahlen  und  durch  sonstige
Benachteiligung von der restlichen Gesellschaft auszuschließen. So entsteht
der  institutionelle  Rassismus  innerhalb  des  Staates,  der  Justiz,  als  seine
richterliche Gewalt, und natürlich auch der staatlichen Exekutive, der Polizei.
Hinzu kommt, dass die Herrschenden damit die Klassenwidersprüche, die
international existieren, verschleiern und stattdessen Konkurrenz zwischen
den Nationen fördern,  was im Zweifel  die Kampfkraft  der Unterdrückten
spaltet  und  die  weißen  Arbeiter_Innen  sich  mit  ihren  weißen  Bossen
verbünden, obwohl auch diese in Wirklichkeit nur ein Ausbeutungsverhältnis
verbindet!

5. Wie kann der Protest zum Sieg führen?

Diese  Proteste  machen  auf  eine  zentrale  Form  der  Unterdrückung
aufmerksam  und  führen  gerade  in  Zeiten  wirtschaftlicher  Krisen  zum
öffentlichen Druck auf Staat und Kapital. Sie erreichten, dass die Mörder von
Floyd  entlassen  wurden  und  dass  es  eine  Anklage  gegen  Chauvin  gab.
Andere  beteiligte  Beamte  wurden  jedoch  nicht  angeklagt,  auch  wenn



anzunehmen ist, dass aufgrund des starken Drucks und der internationalen
Solidarität mit den Protesten wohl noch eine ordentliche Anklage gegen alle
Beteiligten errungen wird. Aber die Frage ist nun, auf welchem Weg man die
allgemeinen Probleme wie der institutionelle Rassismus bekämpfen kann.

Eine
zentrale Frage der Bewegung ist die Gewaltfrage und auch in der deutschen
Linken gibt es seit Beginn der Proteste eine Debatte um „sinnlose Gewalt“
auf
den US-amerikanischen Straßen. Viele verurteilen diese Gewalt und werben
für
„friedliche“ Proteste. Wenn man die Proteste genau betrachtet, fällt auf, dass
der  größte  Teil  der  Gewalt  von  den  Repressionen  durch  den  US-
amerikanischen
Staat ausgeht und dass ein großer Teil der Gewalt durch Demonstrant_Innen
erst
eine Folge der Reaktion ist. Sowieso stehen kleine Plünderungen oder
Vandalismus in keiner Relation zur tagtäglichen Gewalt des Staates und des
kapitalistischen Systems und wir sollten es als legitimen Ausdruck von Wut
und
Verzweiflung nicht moralisch verurteilen. Und nicht jede Gewalt dort ist
sinnlos. Beispiele sind die Angriffe auf die Polizeiwache oder koloniale
Denkmäler. Wir wollen aber über die individuellen und oftmals ziellosen
Aktionen  hinaus  und  stattdessen  demokratisch  wähl-  und  abwählbare,
bewaffnete
(Selbstverteidigungs-)Milizen aus Arbeiter_Innen, Afroamerikaner_Innen und
anderen in der bürgerlichen Gesellschaft unterdrückten Gruppen aufbauen,
um
dabei eine rechenschaftspflichtige und taktische Kraft zu kreieren. Dafür sind
die existierenden Ansätze von Selbstverwaltung und massenhafter Militanz
gute
Möglichkeiten.

Doch um sich
effektiv gegen die Gefahr der Zerschlagung durch Staat und faschistische



Milizen zu wehren und die oben besprochene kapitalistische Grundlage des
Rassismus‘ zu überwinden, braucht es auch eine klare antikapitalistische
Perspektive, also auch die klare Ablehnung des bürgerlichen Staates an sich.
Stattdessen setzen bislang viele Demonstrant_Innen auf Reformen innerhalb
von
Polizei  und Justiz,  die aber zu kritisieren sind.  Reformen können erstens
immer
wieder abgeschafft werden und zweitens greifen sie die objektive Grundlage,
den
Privatbesitz an den Produktionsmitteln und eine Wirtschaft, die auf Tausch
und
Leistung beruht (Kapitalismus), nicht an.[8]  Die kürzlichen vorgebrachten
Reformpakete
sowohl von den Demokrat_Innen aber erst recht von den Republikaner_Innen
sind
mehr als unzureichend und sind eher Kaschierung des Problems, indem sie
meinen,
das  Problem sei  die  Praxis  des  Würgegriffs  an  sich  und ist  sie  erstmal
eingeschränkt,
ist es halb so wild.

Es gibt
jedoch auch Teile der Bewegung, die sehr wohl offen die Polizei und den
Staat
zerschlagen wollen und diese müssen dafür nun ein klares Bild zeichnen, wie
das
geht:  Wir  brauchen  eine  Bewegung,  die  sich  auf  weitere  Teile  der
Gesellschaft
und damit auch auf weitere Themen ausbreitet, sodass ein Kampf aller
Unterdrückten unter Führung der Arbeiter_Innen gegen die Krise und das
gesamte
System  geführt  wird.  Forderungen  wie  bedingungsloses  Recht  auf
Wohnraum,
Krankenversorgung, Arbeit und kollektiven Selbstschutz müssen aufgestellt
werden und größere Organisationen wie Gewerkschaften und progressive



Bewegungen
offen dazu aufgerufen werden, sich an den Kämpfen zu beteiligen. Darum
braucht
es auch eine solidarisch und zielstrebig geführte Debatte innerhalb der BLM-
Bewegung,
die  sich  in  einer  demokratischen  Konferenz  konstituiert  und  damit
wehrhafter
und taktischer vorgehen kann und es einen Raum gibt,  in  dem sich die
wirklich
radikalen  Forderungen  beweisen  können.  Mit  einer  größeren
gesellschaftlichen
Basis  sind  neben  Demonstrationen  auch  weitere  massenhaften
Widerstandsformen
wie der politische Streik oder Betriebsbesetzungen verteidigt durch die
demokratischen Selbstverteidungsstruktuen möglich, mit
denen man die herrschende Klasse dazu zwingen kann, unsere bitternötigen
Forderungen  umzusetzen  und  eben  Platz  zu  machen  für  eine  neue,
solidarische  und
soziale Gesellschaft!

Daher treten
wir ein für:

Aufbau von
antifaschistischen,  bewaffneten  Milizen  aus  Arbeiter_Innen,
Afroamerikaner_Innen
und anderen in der bürgerlichen Gesellschaft unterdrückten Klassen
gegen
Rassist_Innen und Faschist_Innen auf der Straße und in staatliche
Strukturen
(insbesondere bei der Polizei und im Militär)
Wahl von
Volkstribunalen, um kein Vertrauen in bürgerliche Gerichte setzten
zu müssen
Zusammenarbeit



mit  den  Gewerkschaften,  soweit  es  mit  der  reformistischen
Gewerkschaftsführung
möglich ist, ansonsten Herausforderung und Sturz dieser durch die
Basis
Aufbau einer
antirassistischen  Massenbewegung,  die  den  Kampf  in  den
Stadtteilen,  Betrieben,
Universitäten, Schulen und auf den Straßen mit einer sozialistischen
Perspektive verbindet
Aufbau einer
revolutionären  Arbeiter_Innenpartei  in  den  USA,  die  sich
international
vernetzt,  und  mit  einem klaren  revolutionären  Programm an  die
Spitze der
Bewegung stellt
Weiterhin
internat ionale  Vernetzung  von  ant irass i t ischen  und
antikapitalistischen
Massenbewegungen (Internationale Solidarität!)

Warum  wir  jetzt  anfangen
müssen,  eine  globale
Antikrisenbewegung aufzubauen
Marvin Schutt

Kein Thema
hat in letzter Zeit unsere Gespräche, Gedanken und Social Media Feeds so
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geprägt wie das neuartige Coronavirus / Sars-CoV-2, kurz: Corona. Der von
vielen  Politiker_Innen  proklamierte  „Weg  in  eine  neue  Normalität  nach
Corona“ hat
die  Weltwirtschaft  aufatmen  lassen.  Jedoch  liefern  die  vielen
Neuninfektionen
für uns keinen Grund zum Aufatmen sondern eher für Schnappatmung! Wie
unsere
Gesundheit für die Profite der Konzerne auf‘s Spiel gesetzt wird, zeigt nicht
zuletzt  der  massive  Corona-Ausbruch  beim  Fleischproduzenten  Tönnies.
Dabei sind
bereits  eine  halbe  Millionen  Menschen  weltweit  an  oder  mit  Covid19
gestorben. Die
Öffnungs- und Lockerungspolitik, die viele Länder auf Druck der Wirtschaft
und
der internationalen Konkurrenz durchgeführt haben, lässt eine 2. globale
Infektionswelle nun immer näher kommen. So brechen neue Infektionsherde
in
China  oder  Lateinamerika  aus  und  die  Neuinfektionszahlen  schnellen
weltweit
rasant an.

Marktwirtschaft
failed

Die
Corona-Krise  ist  nur  ein  weiteres  Beispiel  dafür,  wie  die  freie
Marktwirtschaft
nicht dazu in der Lage ist, die dringendsten Bedürfnisse der Menschheit (wie
zum Beispiel nicht einer Covid19-Infektion zu sterben) zu befriedigen. Die
Pandemie ist dabei jedoch nur der Auslöser und nicht die Ursache der Krise.
Diese liegt weitaus tiefer in der kapitalistischen Produktionsweise selber.
2007/2008 ist sie in eine tiefe Absatzkrise geraten, sodass die Produktivität
und die Investitionen massiv gesunken sind. Diese Krisenursachen wurden
jedoch
nicht behoben, sondern nur durch Niedrigzinspolitik und riesige



Bankenrettungspakete abgefedert. Das Coronavirus ist nun die Nadel, die die
riesige Blase gerade zum Platzen bringt. Weitere Fabrikschließungen,
Massenentlassungen und Sparmaßnahmen werden bald international auf der
Tagesordnung stehen.

Obwohl alle gerade
von Solidarität reden, können wir eigentlich nur nationale Abschottung
beobachten. Wer nur national beschränkte medizinische Krisenmaßnahmen
ergreift,
aber sich nicht für 20.000 von Corona bedrohte, auf der griechischen Insel
Lesbos eingeschlossene und unter schlimmsten hygienischen Bedingungen
lebende
Geflüchtete interessiert, braucht uns nichts von Solidarität zu erzählen. Da
eine  Pandemie  nicht  vor  Nationalstaatsgrenzen  halt  macht,  bedeutet
nationale
Abschottung darüber hinaus auch immer eine Behinderung von wirksamen
internationalen Schutzmaßnahmen oder der Entwicklung eines Impfstoffes.
Und
nicht nur das, nationale Abschottung bedeutet auch, dass die reichen
imperialistischen Länder die ärmeren Ländern mit ihren schlechter
ausgestatteten Gesundheitssystemen alleine lassen und somit eine weitere
Ausbreitung  der  Infektionen  in  Kauf  nehmen,  solange  es  nicht  auf  dem
eigenen Staatsgebiet
passiert.  Dabei wirkt es so,  als wären die imperialistischen Länder nicht
dafür
verantwortlich,  dass  die  Gesundheitssysteme in  den ärmeren Ländern so
schlecht
ausgebaut  sind.  Durch  Kolonialismus,  Ausbeutung  und  erzwungene
Sparmaßnahmen
haben  die  imperialistischen  Länder  dem  Rest  der  Welt  jedoch  die
Möglichkeiten
für  einen  adäquaten  medizinischen  Kampf  gegen  das  Coronavirus
genommen.  Zuletzt
stärkt  nationale  Abschottungspolitik  auch  immer  ausgrenzende,
nationalistische



und  rassistische  Tendenzen  im  Bewusstsein  der  Leute,  welche  ja
bekanntermaßen  auch
schon vor Corona stark an Fahrtwind dazugewonnen haben.

Nationalismus
failed

Gleichzeitig
feuert  die  nationalistische  Politik  auch  die  Konkurrenz  zwischen  den
führenden
imperialistischen Staaten an. Das sehen wir nicht nur am Wettlauf um die
schnellsten Öffnungen und den wachsenden Spannungen in der EU sondern
auch an
einer erneuten Zunahme von militärischen Konflikten. So wird nicht nur der
Polizeistaat nach innen ausgebaut sondern auch die Aggression nach außen
verstärkt, wie zum Beispiel durch den aktuellen Angriffskrieg der Türkei auf
die kurdischen Autonomiegebiete oder der Zuspitzung in Grenzkonflikten wie
zwischen Indien und China sowie zwischen Süd- und Nordkorea.

In
Deutschland konzentriert man sich vor allem darauf, die internationale
Konkurrenz auszubooten, indem man fleißig Konjunkturpakete schnürt, um
so den
Status  des  „Exportweltmeisters“  aufrechtzuerhalten.  Dafür  bekamen
deutsche
Unternehmen  Kredite  in  Billionenhöhe  quasi  geschenkt.  Ebenso  das
sogenannte
„Kurzarbeitergeld“,  welches  eine  weitere  Millionensubvention  für
Unternehmen
bedeutete, da die Lebensunterhaltskosten ihrer Belegschaften nun aus
Steuergeldern und nicht aus der Konzernkasse finanziert werden. Für alle
anderen, die leider keine Produktionsmittel besitzen, heißt es nun den Gürtel
enger zu schnallen. Wer hier gerettet wird und wer dafür zahlen soll ist eine
eindeutige  Klassenfrage:  Die  Armen  zahlen,  damit  die  Reichen  gerettet
werden. Dies
stellt eine massive Umverteilung von Steuergeldern von unten nach oben



dar,
sodass  die  Corona-Pandemie  die  ohnehin  massive  soziale  Ungleichheit
zusätzlich
verstärkt  hat.  Dabei  fragen  wir  uns,  wo  dieses  ganze  Geld  auf  einmal
herkommt.
Seit Jahrzehnten erzählen uns Finanzminister_Innen, dass Deutschland seine
Staatsschulden  abbauen  müsse.  Etliche  Sozialkürzungsmaßnahmen,
Bildungsabbau
und  Sparprogramme  wurden  mit  dem  Argument  gerechtfertigt,  die
Neuverschuldung
möglichst gering halten zu müssen. Die Corona-Krise veranlasste die
Bundesregierung nun zu einer 180 Grad-Wende: Plötzlich ist massig Geld da
und
die Milliardenkredite sprudeln aus der Staatskasse. Allerdings fließen diese
nicht in öffentliche Dienstleistungen oder Sozialhilfe sondern in die
Privatwirtschaft. Geld scheint also eigentlich da zu sein, wenn es einen
politischen Willen dafür gibt.

Wir sind
keine Risikogruppe und trotzdem Opfer der Pandemie!

Trotzdem
wird sich die erwartete Rezession so nicht aufhalten lassen.
Wirtschaftsforschungsinstitute prognostizieren trotz riesiger Rettungspakete
einen Abfall des BIPs, wie ihn Deutschland seit dem Ende des Zweiten
Weltkrieges nicht mehr gesehen hat. Dabei werden es wir Frauen, People of
Color
und Jugendliche sein, die die wirtschaftlichen Folgen als erste zu spüren
bekommen  werden.  So  sind  wir  es,  die  ohnehin  schon  am  wenigsten
verdienen und
nun auch als erste entlassen werden. In Deutschland ist die
Jugendarbeitslosigkeit allein im März um 33 % im Vergleich zum Vorjahr
gestiegen.  In  Österreich  sogar  um 110 %!  Und das  obwohl  die  meisten
Unternehmen
ja gerade noch relativ flüssig sind und die große Pleitewelle erst im Herbst



erwartet wird.

In Schule
und Uni stehen nun durch die übereilten Öffnungen die Klassenarbeiten und
Abschlussprüfungen an, die wir nun trotz massiv angestiegener
Bildungsungerechtigkeit  überstehen  müssen,  damit  das  Bildungssystem
fleißig
seiner kapitalistischen Selektionsfunktion nachkommen kann. Wir schreiben
alle
die  gleichen  Prüfungen  und  werden  gleich  bewertet,  obwohl  es  große
Unterschiede
dahingehend  gab,  wer  zu  Hause  die  Ruhe  hatte  sich  zu  konzentrieren,
wessen
Eltern unterstützen konnten und wer einen eigenen Computer zur Verfügung
hatte.
Zudem kam es mit  dem Lockdown auch zu einem Anstieg an häuslicher
Gewalt, von
der vor allem wir Jugendlichen und Frauen betroffen sind.

Klassenkampf
statt Nationalismus

Die Linke
und  die  Gewerkschaften  haben  verpasst,  auf  die  vielen  Probleme  des
Lockdowns
eine Antwort von links zu formulieren. Stattdessen sind sie auf Kuschelkurs
mit
dem Kapital gegangen und haben die „nationale Einheit“ statt Klassenkampf
beschworen. Das hat dazu geführt, dass die Probleme vor allem von rechts
angeprangert und mit einer reaktionären Weltsicht, Rassismus und Esoterik
verbunden  wurden.  Dabei  richten  sie  sich  in  ihren  sogenannten
„Hygienedemos“
vor allem an das kleinbürgerliche Milieu, da kleine Unternehmen und
Selbstständige besonders hart von der Krise betroffen sind, aber kaum vom
Staat
gerettet werden.



Wenn wir den
Rechten das Feld nicht überlassen wollen und linke Antworten auf die Fragen
der
wirksamen Pandemiebekämpfung und die zu erwartenden sozialen Angriffe
finden
wol len,  können  wir  es  jedoch  n icht  nur  be i  „so l idar ischer
Nachbarschaftshilfe“
und „Kiezarbeit“ belassen. Selbstorganisierung ist zwar ein wichtiger Aspekt,
kann aber nur die Symptome bekämpfen. Wenn wir uns also nicht immer nur
gegen
den gesellschaftlichen Mangel selbst organisieren wollen, müssen wir
notwendigerweise die Machtfrage stellen. Also kann ich zwar zum Beispiel
für
meine  70-jährige  Nachbarin  in  die  Apotheke  gehen,  aber  für  die
bestmögliche
Bekämpfung der Pandemie müssten wir die gesamte Pharmaindustrie unter
Arbeiter_innenkontrolle stellen.

Mit der
Perspektive, die zentralen von der Pandemie betroffenen gesellschaftlichen
Sektoren  wie  Gesundheitssystem,  Produktion  und  Bildung  unter
demokratische
Kontrolle zu bringen und nicht der kapitalistischen Profitlogik zu überlassen,
gibt es jedoch einen Weg, wie wir kollektiv und solidarisch gegen die Krise
und
gegen  die  Pandemie  kämpfen  können.  Lasst  und  diese  sozialistische
Perspektive
dem wachsenden Rassismus, Militarismus und Verschwörungstheorien
entgegenstellen!

Wie kann
eine globale Anti-Krisenbewegung aussehen?

Dafür müssen
wir jetzt beginnen, eine Anti-Krisenbewegung aufzubauen. Indem wir uns
dort



organisieren, wo wir die Folgen der Krise gerade am ehesten spüren, ob in
Schule, Uni, Krankenhaus oder Betrieb, können wir Widerstand gegen die
Öffnungspolitik und die Entlassungen aufbauen, indem wir Werk- oder
Schulschließungen  durch  Streiks  und  Besetzungen  erzwingen.  An  SPD,
Linkspartei
und Gewerkschaften kommen wir mit diesem Vorhaben jedoch nicht vorbei,
denn ein
Großteil der organisierten Arbeiter_Innenklasse zählt zu ihren Mitgliedern.
Doch  um  aktiven  Widerstand  zu  leisten,  brauchen  sie  scheinbar  einen
kräftigen
Arschtritt! Lasst uns gemeinsame Mobilisierungen und Aktionskonferenzen
starten, an denen wir alle gemeinsam über ein Programm und Aktionen
diskutieren, das eine eigene unabhängige Stimme der Lohnabhängigen,
Migrant_Innen  und  Jugendlichen  hörbar  macht.  Dabei  müssen  wir  den
Anschluss an
bestehende internationale Massenproteste wie die aktuelle
Black-Lives-Matter-Bewegung  suchen  und  Themen  wie  Polizeigewalt  und
Rassismus
in  unser  Aktionsprogramm  integrieren.  Wenn  eine  Anti-Krisenbewegung
nicht
international ist, ist sie gar nicht, denn eine internationale Krise lässt sich
nicht von einem Land aus bekämpfen. Nationale (Schein-)Lösungen bedeuten
letztlich nur, dass andere Länder stärker ausgebeutet werden, um kleine
Verbesserungen  vor  der  eigenen  Haustür  zu  schaffen.  Nur  mit  einer
konsequenten
internationalistischen, klassenkämpferischen und antikapitalistischen
Ausrichtung, kann eine solche Anti-Krisenbewegung erfolgreich sein!



Say their names: Shukri Abdi!
Resa Ludivine

Kennst du eigentlich Shukri Abdi?

Nein? Du solltest aber ihren Namen kennen. Shukri Abdi aus
Somalia war gerade mal zwölf Jahre alt, als sie starb. Als schwarze Muslima
hatte sie es nicht leicht. Erst musste sie fliehen und dann in England,
vermeintlich  in  Sicherheit,  wurden  ihr  ihre  Mitschüler_Innen  zum
Verhängnis.  “Get
in the water or I’ll kill you” haben ihr Mitschüler_Innen gesagt, die sie zuvor
gemobbt hatten. Fünf gegen Eine. Shukri ertrank im Fluss.

Vor Gericht sagten die anderen Kinder aus, dass Shukri um
Hilfe geschrien hatte. Nur ein Kind versuchte, ihr zu helfen. Die anderen
Kinder sahen es auch nicht  für notwendig an,  Hilfe  zu holen.  Eines der
Kinder
soll sogar zugegeben haben, dass es beim Anblick von Shukris Kampf mit
dem
Wasser wusste, dass sie sterben würde.

Ein tragischer Einzelfall also? Rassistisches, aber auch
antisemitisches Mobbing oder Mobbing aufgrund deiner sexuellen Identität
gehören nicht nur in Shukris Fall, sondern wahrscheinlich an jeder Schule
zur
Tagesordnung.  Die  Kinder  und  Jugendlichen  versuchen  zumeist  zu
verstecken,
wofür sie diskriminiert werden. Kommt es dennoch zu Mobbingvorfällen,
Hänseleien  oder  Beleidigungen  durch  Mitschüler_Innen  oder  das
Lehrpersonal  ist
der letzte Ausweg oft der Schulwechsel. Aber als nicht-weiße Person kannst
du
dich  in  einer  Umgebung,  die  vor  allem  weiß  dominiert  ist,  wie  in
Deutschland,
England oder den USA, nicht verstecken.

https://onesolutionrevolution.de/say-their-names-shukri-abdi/


Die Polizei sprach nach dem Ertrinken von Shukri von „keinen
verdächtigen Umständen“, die zu ihrem Tod geführt hätten. So schützt die
Polizei nicht nur Jeden vor dem Verdacht des Mobbings (was an sich schon
schlimm genug und viel zu oft klein geredet wird), sondern auch Jeden vor
dem
Vorwurf des Rassismus. Denn hätte man Mobbing oder Diskriminierung
ernstgenommen, wäre Shukri wohl heute noch am Leben. Doch hält man es
allzu oft
nur für eine Kleinigkeit, eine Kleinigkeit unter Kindern, ein paar „kleine“
Witze, eine „kleine“ Beleidigung.

Schaut man sich die Zahlen der letzten Jahre (am Beispiel Berlin)
an, sieht man, dass die meisten dokumentierten Vorfälle von Diskriminierung
–
auf der Straße und in der Schule – rassistisch motiviert sind. Im Schuljahr
2016/17  waren  es  106  von  170  Vorfällen,  die  bei  offiziellen  Stellen
eingegangen
sind. Doch ist die Dunkelziffer, gerade bei abgeschlossenen Räumen im
persönlichen Sozialraum, in dem auch noch Hierarchien (bspw. Lehrer_In-
Schüler_In)
vorhanden  sind,  bekanntermaßen  größer.  Allerdings  macht  das
Nichtvorhandensein
dieser Zahlen das Problem und die Bedrohung, die von Rassismus ausgeht,
nicht
weniger real. Wie real, wurde 2018, bei einem Besuch einer Schule, in der es
rassistische Vorfälle unter der Lehrer_Innenschaft gab, durch die schwarze
Anti-Diskriminierungsbeauftragte Saraya Gomis demonstriert. Saraya wurde
bei
ihrer Intervention rassistisch diskriminiert bis dahin, dass eine Lehrerin zum
„Protest“ eine Affenmaske trug. Mittlerweile ist sie von ihrem Amt
zurückgetreten. In diesem Umfeld sollen also Kinder Antirassismus, sowie
Antidiskriminierung leben und lernen?

Am 27.6.2019 endete das kurze Leben von Shukri Abdi. Erst
ein Jahr später, da nun die Proteste für die Gleichberechtigung schwarzen



Lebens Millionen Menschen weltweit auf die Straße treiben, werden auch
Stimmen
in der Lokalpolitik lauter, die eine weitreichendere Untersuchung zur
Aufklärung des Todes fordern.

Das war auch kein tragischer Einzelfall, sondern Alltag.

Shukri ist eine von Tausenden. Unsichtbar. Nicht so brisant
wie Polizeigewalt, weil dort das Machtgefälle offensichtlicher verteilt scheint
und es offensichtlich der bürgerliche Staat ist, der seine Machtposition
ausnutzt. Doch Rassismus ist ein System, das schon in Kindertagen anfängt.
Nicht  weil  Kinder  von  Geburt  an  rassistisch  wären,  sondern  weil  eine
zunehmend
rassistische Gesellschaft von Anfang an Diskriminierung vorlebt und weißen
Privilegien
kein Alter nennt.  Diese Privilegien bestimmen schon vor der Geburt den
Zugang
zu Krankenversorgung, Behandlung durch das medizinische Personal, später
dann
die Aufnahme in Schulen usw. Sich dessen bewusst zu werden, ist zwar ein
erster
Schritt, bringt den Betroffenen dennoch nichts. Zu dem Vorsatz „kein Täter
werden“ gehört nämlich auch Solidarität. Solidarität kann man lernen und
hätte
Shukri  im  Todeskampf  wohl  auch  geholfen.  Eine  vollständige
Gleichberechtigung
kann es nicht allein durch das Bewusstwerden weißer Privilegien hergestellt
werden. Wir müssen diese Privilegien abschaffen und auf den Müllhaufen der
Geschichte deponieren, sowie das System, das hinter dem Rassismus steckt,
bekämpfen.
Denn es sind nicht nur rassistische Positionen und Einzelpersonen, sondern
es ist
ein System. Ein System, das auf Abhängigkeit beruht- so z.B. zwischen
imperialistischen Nationen und Halbkolonien. Im Kapitalismus wird es keine
Lösung für dieses Problem geben. Die Devise ist also: Kein Antirassismus



ohne
Sozialismus und kein Sozialismus ohne Antirassismus!

Das war die Geschichte von Shukri Abdi. Rest in power.

Warum  Rassismus  und  Polizei
nicht  voneinander  zu  trennen
sind
Jonathan Frühling

Der Mord an George Floyd erschütterte die Welt und führte zu massiven
Protesten  gegen  Rassismus  und  Polizeigewalt.  International  fanden
Demonstrationen in Solidarität mit den rassistisch Unterdrückten in den USA
statt,  jedoch  verbanden  die  Protestierenden  ihre  Forderungen  auch  mit
lokalen Themen. Den Menschen wird international immer klarer, dass die
Arbeit der Polizei maßgeblich für die Reproduktion und Institutionalisierung
von  Rassismus  verantwortlich  ist.  Mit  institutionellem  Rassismus  ist  ein
Rassismus gemeint, der strukturell und gemeinschaftlich von Institutionen
durch Anordnungen und Praktiken reproduziert wird.

Die Funktion der Polizei wurde in Deutschland mit dem sogenannten
Kreuzbergurteil  von  1882  eindeutig  als  die  Aufrechterhaltung  der
öffentlichen
Sicherheit  und  Ordnung  definiert.  Mit  „Ordnung“  ist  vor  allem  der
Privatbesitz
an Produktionsmitteln und die Ausbeutung der Arbeiter_Innenklasse und
Unterdrückung der nicht-weißen Bevölkerung gemeint, die unsere heutige
kapitalistische Gesellschaft prägen. Zu Beginn war die Polizei hauptsächlich
für die Niederschlagung von Arbeiter_Innenunruhen, wie z.B. Streiks, oder
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Aufständen von anderen Unterdrückten zuständig. Sie hatte also von Anfang
an
eine klassenpolitische Ausrichtung.

Polizei und Rassismus

Eine Studie von der Europäischen Grundrechtsagentur aus 2010 besagt, dass
in  Deutschland fast  doppelt  so  häufig  Personen mit  türkischem oder ex-
jugoslawischen  Migrationshintergrund  kontrolliert  werden  wie  die
durchschnittliche Bevölkerung. Bei solchen Personenkontrollen ist die Polizei
auf  Oberflächlichkeiten  angewiesen  und  dementsprechend  kommt  ein
rassistisches  Bewusstsein  hier  sehr  zu  tragen  und  wird  sogar  Vorschub
geleistet, man bezeichnet dies als „Racial Profiling“ und wird später noch
genauer besprochen. Nicht nur bei Kontrollen, sondern allgemein kommt es
sehr auf  das Bewusstsein der  einzelnen Beamt_in an,  wie sie/er  auf  der
Straße vorgeht. Damit ist auch gemeint, wie genau Gesetze ausgelegt, bzw.
inwiefern sie bewusst überschritten werden, wen sie kontrolliert oder wie sie
People of Colour behandelt.

Seit Marx wissen
wir, dass das gesellschaftliche Sein das Bewusstsein eines Menschen prägt.
Es
wird also durch die soziale Stellung und die gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen gebildet. Wir müssen uns außerdem anschauen, was
die Polizei
praktisch auf der Straße tut, um bestimmen zu können, welches Bewusstsein
sie
hat.

In unserer heutigen Gesellschaft  herrscht eine rassistische Ideologie vor.
Grundlage dafür sind teilweise die Mechanismen des Kapitalismus, dass wer
arm ist, arm bleibt und dass oftmals Migrant_innen davon betroffen sind.
Teilweise aber auch der Wille des Kapitals,  die Bevölkerung anhand von
ethnischen, religiösen und nationalen Unterschieden zu spalten, um so ihre
eigene Herrschaft zu sichern. Die tatsächliche Teilung der Gesellschaft auf
Grundlage von ökonomischen Klassen wird somit verschleiert. Um es knackig



zu  sagen:  Eine  entlassene  Person  wird  nicht  gegen  die  Firmenleitung
protestieren,  wenn sie  für  die  Entlassung „die Ausländer“ verantwortlich
macht.

In diesem Sinn sind auch z.B. die Aushebelung des Asylrechts
und die rassistische Hetze durch alle bürgerlichen Parteien zu verstehen. Die
Gesetzesverschärfungen  werden  mal  eben  mit  der  rassistischen  Aussage
erklärt,
dass  man  sich  damit  gegen  die  Massen  an  Terrorist_innen  unter  den
Flüchtenden
schütze. Und mit der islamophoben These, dass der Islam das Hauptproblem
Deutschlands  sei,  lässt  sich  auch  insgesamt  von  den  katastrophalen
Auswirkungen
der kapitalistische Politik Deutschlands ablenken und Kriege wie in
Afghanistan, Syrien und Mali rechtfertigen.

Die Polizei hat dabei direkt die Funktion die rassistische Regierungspolitik
in die Tat umzusetzen. Sie schließt die Grenzen, greift „illegale“
Migrant_Innen auf und führt Abschiebungen durch. Sie ist also direkt mit der
Aufgabe betraut, gegen den rassifizierten Feind vorzugehen. Die Polizei ist
deshalb
in  ihrer  Funktion,  ihrem  Denken  und  Handeln  einer  der  extremsten
Ausdrücke
dieser Politik. Das rassistische Bewusstsein materialisiert sich so bei der
Polizei in einer verschärften Form. Menschen, die damit ein Problem hätten,
werden auch nicht zur Polizei gehen wollen, sodass man vor allem autoritäre
und
ohnehin rechte Personen anzieht.  Für
hohe Polizeibeamt_Innen,  die mit  ihren Handlungen das Bewusstsein des
Apparates
durchdringen, gilt dies in besonderem Maße.

Polizei und Rassismus in den USA

Auch bei der Betrachtung der Geschichte der Polizei in den
USA, wird ihre Funktion in der Gesellschaft augenscheinlich. Die Wirtschaft



der
Südstaaten  basierte  bis  zur  Aufhebung  der  Sklaverei  1865  auf  der
Ausbeutung  von
Sklavenarbeit. Im 17. und 18. Jahrhundert begannen die Regierungen damit,
sogenannte Sklavenpatrouillen einzurichten. Diese sollten die versklavte
Bevölkerung in Unterdrückung halten und notfalls Aufstände niederschlagen.
Ihre
Aufgabe war also schlicht und ergreifend, die Vorherrschaft der weißen
Bevölkerung  aufrechtzuhalten.  Nach  dem  Ende  des  Bürger_Innenkrieges
1865 wurden
diese Milizen in die offiziellen Polizeiorgane überführt. Deren ideologisches
Vermächtnis besteht bis heute in der modernen US-amerikanischen Polizei
fort.

Der Mord an Floyd George war deshalb auch kein Einzelfall. Wenn ein Bulle
am helllichten Tage und vor laufender Kamera einen Menschen kaltblütig
ermordet, dann muss er sich sehr sicher sein, dass Richter und Staatsanwälte
ein derartiges Verhalten decken. Tatsächlich landen in den USA nach einer
Tötung durch die Polizei nur 4 von 400 Polizist_Innen vor Gericht, nur eine
Person davon wird verurteilt.

Das rassistische Polizei- und Justizsystem führt dazu, dass
schwarze Menschen prozentual doppelt so oft wie alle anderen Teile der
Gesellschaft
eingesperrt werden. Dadurch erfahren sie zusätzliche gesellschaftliche
Diskriminierung. Zudem verringert sich so die Chance, in Freiheit wieder
einen
Job zu bekommen. Es gibt sogar Bundesstaaten in den USA, die ehemaligen
Sträflingen lebenslang das Wahlrecht verwehrt.

In vielen Städten in den USA ist die schwarze Bevölkerung in
Viertel zusammengedrängt, in denen fast ausschließlich schwarze Menschen
wohnen. Die USA ist bis heute ein stark segregiertes Land (Schlagwort:
Redlining). Da die schwarze Bevölkerung ökonomisch benachteiligt ist, sind
diese Viertel verarmt. Drogenabhängigkeit, Kriminalität und andere soziale
Verwerfungen  sind  Begleiterscheinungen  dieser  Umstände.  In  den



entsprechenden
Viertel führt sich die Polizei eher wie eine Besatzungsmacht, denn als
„normale“  Polizei  auf.  Hier  muss  sie  sich  für  rassistisches  Vorgehen
besonders
wenig rechtfertigen und nutzt das auch vollständig aus.

Dass es heute in die USA auch Polizist_Innen of colour gibt, ändert nichts an
dem  Charakter  der  Polizei.  Zudem  übernehmen  Polizist_Innen  of  colour
rassistische  Verhaltensweise  und  führen  nachweislich  genauso  oft  Racial
Profiling durch. Die Existenz von Polizist_Innen of colour spiegelt nur die
Integration  Teile  der  kleinbürgerlicher  schwarzen  Community  in  den
bürgerlichen Staat  wieder,  vor  allem vermittelt  durch die Demokratische
Partei. An dem Rassismus in den USA hat der schwarze Präsident Obama von
der Demokratischen Partei übrigens auch rein gar nichts geändert

Racial-Profiling

Mit Racial-Profiling sind staatliche Maßnahmen gemeint, bei denen als Opfer
gezielt People of Colour ausgewählt werden. Der Begriff meint sich jedoch
nicht nur Kontrollen, sondern bezieht auch rassistische Wahrnehmungs- und
Ermittlungsperspektiven  mit  ein.  Richter,  Staatsanwälte  und  die  Presse
nutzten Racial Profiling ebenfalls, um Rassismus zu institutionalisieren.

Die rechtliche
Grundlage  für  Racial  Profiling  auf  der  Straße  ist  das  Werkzeug  der
„verdachtsunabhängigen“
Kontrollen. Zwar darf die Hautfarbe offiziell nicht als Grund für eine
Kontrolle angegeben werden, doch wer kontrolliert wird und was letztlich in
dem
Polizeibericht steht, entscheidet der/die einzelne Beamt_in (bzw. deren
rassistisches Bewusstsein).

Racial Profiling
nehmen bei der Reproduktion des strukturellen und institutionalisierten
Rassismus eine sehr wichtige Funktion ein. Zum einen setzen sie People of
Colour massiv unter Druck, die sich der Schikane der Kontrolle hingeben



müssen
und sich nirgendswo vor der Polizei sicher fühlen können. Zudem ist die
Gefahr
z.B.  mit  einer  geringen  Menge  Cannabis  erwischt  zu  werden,  dadurch
natürlich
für diese Menschen deutlich höher. Dies kann den Verlust des Führerscheins
und
damit  des  Jobs  zur  Folge  haben.  Zudem  suggeriert  Racial  Profiling
Passanten,
dass  von People  of  Colour  eine  höhere  Gefahr  ausgeht.  So  reproduziert
Racial
Profiling Rassismus in der gesamten Gesellschaft.

Die ständige
Verfolgung,  öffentliche  Demütigung  und  Bloßstellung  können  zudem  zu
psychischen
Schäden,  wie  Depressionen  und/oder  Verfolgungswahn  führen.  Darüber
hinaus
schränkt Racial Profiling die Bewegungsfreiheit von People of Colour und
damit
ihre gesellschaftliche Teilhabe ein. Auch die Zeit, die die Kontrollen kosten
und die Termine, die sie dabei möglicherweise verpassen, sind ein starke
Einschränkung für sie.

Gegen Racial
Profiling gerichtlich vorzugehen ist wenig sinnvoll. Polizist_Innen decken sich
dabei immer gegenseitig und die (zumeist weißen) Richter und Staatsanwälte
decken die Polizei. Letztlich sind nämlich alle diese Instanzen Akteure
desselben rassistischen Systems. Deshalb ist ein Vorgehen gegen die Polizei
mittels der Gerichte auch allgemein faktisch unmöglich. Zudem kann es zu
Gegenanzeigen durch die  Polizei  kommen,  weshalb  der/die  Kläger_In  oft
selbst
auf der Anklagebank landet und abgeurteilt wird.

Will man etwas gegen
Racial Profiling tun, dann sollte man nach Situationen des Racial Profilings



Ausschau
halten  und  den  Vorgang  sichtbar  beobachten.  Dies  übt  Druck  auf  die
handelnden
Beamten  aus,  wie  einige  selbst  vor  Gericht  angaben.   Eine  verbale
Einmischung,  z.B.  mit  der  Frage:
„Wieso wird diese Person kontrolliert?“, kann diesen Druck erhöhen und die
polizeiliche  Arbeit  behindern.  Auch das  Filmen oder  vermeintliche  Filme
kann
dabei helfen, der Polizei ihr rassistisches Gebaren unangenehm zu machen.

Polizei, Grenzen und Geflüchtete

Wie bereits erwähnt ist die Polizei das Werkzeug, mit dem der Staat ihre
rassistische  Abschottungspolitik  umsetzt.  Nationale  Polizeikräfte
organisieren  sich  in  der  europäischen  Grenzschutzorganisation  Frontex.
Diese setzt mit ihren Maßnahmen das theoretisch geltende Asylrecht fast
vollständig außer Kraft. Sie sorgen dafür, dass Menschen, die vor Krieg und
Armut fliehen, als feindliche Invasoren gebrandmarkt werden. Legitimiert
wird  diese  Politik  mit  dem angeblichen  Schutz  unserer  Kultur  und  dem
Kampf  gegen  Terrorismus.  Diese  Rechtfertigungen  triefen  vor  offenen
rassistischen  Lügen.

Doch auch national wird die Polizei für die
Abschottungspolitik eingesetzt. Sie überwacht z.B. die nationalen Grenzen
und
kann Menschen willkürlich an der Einreise hindern. Zudem führt sie
Abschiebungen aus und fliegt dabei auch Länder, wie Afghanistan an. Im
Inland
setzt sie Residenzpflichten durch, die aus dem rassistischen Asylgesetz
resultieren. 

Forderungen im Kampf gegen die Polizei

Im  Kampf  gegen  das  rassistische  Repressionsorgan  Polizei  stellen  wir
folgende  Forderungen  auf:

Defund the police! Keine



Finanzierung der Polizei. Das Geld brauchen wir für Sozialleistungen,
Bildung
oder sozialen Wohnungsbau!
Keine Militarisierung der
Polizei. Sofortige Entwaffnung der Polizei, vor allem, was Taser,
Maschinenpistolen und Handgranaten angeht!
Schränkt den Handlungsraum
der  Polizei  ein:  Keine  verdachtsunabhängige  Kontrollen,  kein
Begriffe,  wie  „drohenden
Gefahr“, keine Inhaftierung ohne Gerichtsverfahren!
Keine Massenüberwachung
z.B.  durch  Vorratsdatenspeicherung,  Bundestrojaner,
Videoüberwachung!
Kein Racial Profiling! Hartes
Aburteilen von Bullen, die Racial Profiling anwenden!
Organisiert militanten Selbstschutz:
Niemand  beschützt  uns  vor  den  Angriffen  von  Sexist_Innen,
Rassist_Innen,  Faschos
(und der Polizei), das müssen wir schon selber tun!
Für eine Zerschlagung des
Polizeiapparates und des Gewaltmonopols des bürgerlichen Staates!
Für die Ersetzung
dessen  durch  bewaffnete  Verteidigungsstrukturen  der
Lohnabhängigen,
Jugendlichen, Frauen, LGBTIA und Migrant_innen, die demokratisch
kontrolliert
sowie wähl- und abwählbar sind!


